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CSU droht mit Obdachlosigkeit und
Suppenküche 
Handelsblatt, 13.4. rül. CSU-General-
sekretär Söder will im Zuge der für
Herbst 2006 angekündigten „Neuord-
nung des Niedriglohnsektors“ weitere
Verschärfungen der Zumutbarkeits-
und Strafregelungen im Arbeitslosen-
recht. Bisher droht Arbeitslosen, falls
sie vom Job-Center als zumutbar be-
wertete Arbeits- oder Trainingsangebo-
te ablehnen, eine Kürzung des ALG II
um 30% (also von 345 Euro auf ca. 240
Euro im Monat).Zahlungen für die Kos-
ten der Unterkunft werden nur in ganz
extremen Fällen gekürzt, weil dann den
Betroffenen praktisch mit Obdachlosig-
keit gedroht wird. Im Gespräch mit dem
„Handelsblatt“ forderte Söder nun, bei
Nichtannahme zumutbarer Arbeits-
und Trainingsangebote das ALG II
künftig um 50% zu senken – also auf ca.
170 Euro) und den Mietzuschuss eben-
falls sofort. Außerdem sollen beide
Sanktionen nicht mehr im Ermessen des
Job-Centers, also fallbezogen sein, son-
dern gesetzlich zwingend vorgeschrie-
ben werden. Das werde auch die ge-
richtliche Anfechtbarkeit solcher Sank-
tionen erschweren, hofft der CSU-Ge-
neralsekretär. Faktisch droht damit bei
Verweigerung „zumutbarer“ Arbeits-
und Trainingsangebote den Betroffenen
Obdachlosigkeit und die Suppenküche.
Söder leitet mit CDU-Generalsekretär
Pofalla eine Arbeitsgruppe der
CDU/CSU-Fraktion, die bis Frühsom-
mer das Unionskonzept für eine Neu-
ordnung des Niedriglohnsektors erar-
beiten soll. Bis Herbst soll dann daraus
ein gemeinsames Konzept mit der SPD
entstehen.

Deutsch auf dem Schulhof? Türkisch
als Schulfach? 
AiD, 1/2006. rül. Der vom Bundesamt
für Migration herausgegebene, also re-
gierungsoffizielle „Aktuelle Informa-
tionsdienst zu Fragen der Migration und
Integrationsarbeit (AiD) widmet sich in
seiner neuesten Ausgabe auch der De-
batte „Deutsch auf dem Schulhof“. Die
Autorin betont dabei eingangs, dass die
bundesweit bekannt gewordene Rege-
lung an der Herbert-Hoover-Oberschu-
le in Berlin auf einer freiwilligen Ver-
einbarung von Eltern, Lehrern und
Schülern beruhte, bei 91 Prozent Anteil
von Migrationskindern aus verschie-
densten Nationen. Sie zitiert dann u.a.
die Deutsche Gesellschaft für Sprach-
wissenschaft (DGfS), die vor Signalen
warnt, „die den schulischen Raum emo-
tional weiter belasten und Signale
aussenden, von denen sich Minderhei-
ten weiter diskriminiert fühlen“. Kin-
der würden an Schulen ohnehin „stän-

dig mit den Grenzen ihrer sprachlichen
Möglichkeiten konfrontiert“ und so nur
weiter verunsichert. Prof. Hoffmann
vom Institut für deutsche Sprache in
Dortmund ist ebenfalls kritisch. Wer
seine Muttersprache nicht gut könne,
lerne auch Zweitsprachen schwer. „Es
fehlt zu wirklichen Integration an einer
Anerkennung wenigstens der größten
Migrationssprachen.“ Türkisch müsse
endlich Schulfach werden.

In die Illegalität gedrängt 
Kobinett, 15.4. scc. Der Verband Deut-
scher Alten- und Behindertenhilfe
(VDAB) hat sogenannte wettbewerbs-
rechtliche Abmahnverfahren gegen
Agenturen, die ausländische Pflege-
kräfte vermitteln, eingeleitet. Damit
sollen „unerlaubte Praktiken beim An-
gebot von Billigpflege eingedämmt“
werden. Die Abmahnverfahren richten
sich gegen „sogenannte Vermittlungs-
agenturen, die illegal Kräfte – vorwie-
gend aus Osteuropa – in deutsche Haus-
halte mit Pflegebedürftigen als günsti-
ge Arbeitskräfte vermitteln“. Dadurch
würden die Leistungen seiner Mitglie-
der „abqualifiziert „. Bisher wurden
alle Abmahnverfahren mit einer Unter-
lassungserklärung der jeweiligen Agen-
turen beendet. Sehr zwiespältig sieht
diese Aktion des VDAB die Vorsitzende
des Forums selbstbestimmter Assistenz
behinderter Menschen (ForseA), Elke
Bartz. „Einerseits kämpfen wir seit vie-
len Jahren für eine leistungsgerechte
Bezahlung von Pflege- und Assistenz-
leistungen. Ausländische Billigpflege-
kräfte sind da natürlich eine große Kon-
kurrenz gegenüber regulär bezahlten
Pflegekräften.“ Man habe aber den Ver-
dacht, dass der VDAB womöglich aus-
schließlich eigene Wirtschaftsinteressen
verfolge. Die Pflegedienste, so Elke
Bartz, kündigen nämlich die Versor-
gungsverträge, wenn für Menschen mit
umfangreichem Pflege- und Hilfebe-
darf die Sachleistungen der Pflegever-
sicherung abgeschöpft sind, keine Zi-
vildienstleistenden mehr zur Verfügung
stehen und ausschließlich fest einge-
stellte Pflegekräfte eingesetzt werden
müssten, da die Sozialhilfeträger die
Kosten nicht mehr zahlen. Pflegebe-
dürftige würden damit ins Heim ge-
drängt oder gezwungen, sich nach „ille-
galen“ Pflegekräften umzuschauen.
Selbst Sozialhilfeträger drängten „un-
ter der Hand“ zum Einsatz dieser „ille-
galen“ Pflegekräfte und zwingen damit
auch behinderte Menschen in die Ille-
galität. – Der dritte Gesichtspunkt, der
in beiden Positionen keine Beachtung
findet, ist die entrechtete Situation der
„illegalen“ Pflegekräfte,die der Verwei-
gerung der Freizügigkeit durch die BRD
geschuldet ist.

Politische Berichte
– zum Abonnieren – zum Kennenlernen

Hiermit bestelle ich …… Stück pro Ausgabe der PB

o 4 Ausgaben für 10 € (beilegen) zum Kennenlernen

o Halb- o Jahresabo (29,90 / 59,80 € je Einzelabo)

o Halb- o Jahres-Förderabo (42,90 / 85,80 €)

o Halb- o Jahres-Sozialabo (23,40 / 46,80 €)

o Halb- o Jahresabo neue Länder (27,30 / 54,60 €)

o Bankeinzug: Ich ermächtige den GNN-Verlag widerruflich,
die Rechnung zu Lasten meines Kontos abzubuchen

Name:  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

Straße:  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

Postleitzahl/Ort:  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

Kto-Nr.  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

BLZ:  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

Bank:  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

Unterschrift:  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .
Einsenden an: GNN-Verlag, Postfach 600230, 70302 Stuttgart

Politische Berichte
ZZEEIITTUUNNGG FFÜÜRR SSOOZZIIAALLIISSTTIISSCCHHEE PPOOLLIITTIIKK

––  EERRSSCCHHEEIINNTT VVIIEERRZZEEHHNNTTÄÄGGLLIICCHH

Herausgegeben vom: Forum Kommunistischer
Arbeitsgemeinschaften, Zülpicher Str. 7, 50674
Köln. Herausgeber: Barbara Burkhardt, Chri-
stoph Cornides, Ulrike Detjen, Emil Hruška,
Claus-Udo Monica, Brigitte Wolf.

Verantwortliche Redakteure und Redaktionsan-
schriften:

Aktuelles aus Politik und Wirtschaft; Aus-
landsberichterstattung: Christiane Schneider
(verantwortlich), GNN-Verlag, Neuer Kamp 25,
20359 Hamburg,Tel. 040 / 43188820, Fax : 040 /
43188821. E-mail: gnn-hhsh@hansenet.de –
Alfred Küstler, GNN-Verlag, Postfach 60 02 30,
70302 Stuttgart, Tel. 07 11 / 62 47 01, Fax :
0711 / 62 15 32. E-mail: stutt.gart@gnn-verla-
ge.com
Regionales / Gewerkschaftliches: Martin Fochler,
GNN Verlag, Stubaier Straße 2, 70327 Stuttgart,
Tel. 07 11/624701, Fax : 0711/ 62 15 32, e-mail:
pb@gnn-verlage.de
Diskussion / Dokumentation : Rüdiger Lötzer
(verantwortlich), Postfach 210112, 10501 Ber-
lin, e-mail: gnn-berlin@onlinehome.de
In und bei der PDS: Jörg Detjen, GNN Verlags-
gesellschaft Politische Berichte mbH, 50674
Köln, Zülpicher Str. 7, Tel. 0221/211658, Fax:
0221/215373. E-mail: gnn-koeln@netcologne.de
Termine: Alfred Küstler, Anschrift s. Aktuelles.

Die Mitteilungen der „ARGE, Arbeitsgemein-
schaft Konkrete Demokratie, soziale Befreiung
bei der PDS“ werden in den Politischen Berich-
ten veröffentlicht. Adresse GNN Hamburg

Verlag: GNN-Verlagsgesellschaft Politische Be-
richte mbH, 50674 Köln, Zülpicher Str. 7 und
GNN Verlag Süd GmbH, Stubaier Str. 2, 70327
Stuttgart, Tel. 07 11 / 62 47 01, Fax : 0711 /
62 15 32. E-mail: stutt.gart@gnn-verlage.com

Bezugsbedingungen: Einzelpreis 1,80 €. Ein
Halbjahresabonnement kostet 29,90 € (Förderabo
42,90 €), ein Jahresabonnement kostet 59,80 €
(Förderabo 85,80 €). Ein Jahresabo für Bezieher
aus den neuen Bundesländern: 54,60 €,Sozialabo:
46,80 €. Ausland: + 6,50 € Porto. Buchläden und
andere Weiterverkäufer erhalten 30 % Rabatt.

Druck: GNN Verlag Süd GmbH Stuttgart

Politische Berichte im Internet: www.gnn-verlage.com



Richterbund gegen Wieder-
einführung des Kronzeugen
www.dradio.de/dlf, 13.4. alk. In einem
Interview mit dem Deutschlandfunk
äußerte der Vorsitzende des Deutschen
Richterbundes, Wolfgang Arenhövel,
deutliche Bedenken gegen die von der
Großen Koalition geplante Wiederein-
führung der 1999 abgeschafften Kron-
zeugenregelung. Der Richter sagte:
„Durch diese beabsichtigte Strafmilde-
rung oder gar Straffreiheit wird das
Prinzip einer gleichmäßigen, kalkulier-
baren und schuldangemessenen Bestra-
fung verwischt. Wir müssen ja sehen,
dass diese Strafmilderung, wenn sie
denn eingeführt wird, nur für solche
Fälle in Betracht kommt, die ganz be-
sonders schwere Straftaten beinhalten,
also für die mittlere und leichtere Kri-
minalität wohl eher nicht. Das ist eine
Verwischung oder eine Ungleichbe-
handlung, die so ohne weiteres nicht zu
rechtfertigen ist. Der zweite Punkt ist
ein ganz praktischer Punkt, der immer
wieder ins Feld geführt wird.Wir haben
es ja bei so genannten Kronzeugen und
deren Aussagen, die in Wirklichkeit ja
keine Zeugen sind,sondern Beschuldig-
te, Angeklagte in einem Verfahren, na-
türlich mit ganz besonders interessen-
geleiteten Aussagen zu tun. Da besteht
natürlich die Gefahr,um sich selbst eine
Straffreiheit oder doch erhebliche
Strafmilderung zu erkaufen, einer
Falschaussage, die oft genug dann
schwer zu überprüfen ist.“

Konservativer gegen Ehren-
abschiebung 
Faz, 18.4. maf. Kritische Distanz halten
verschiedene Beiträge in der „Frank-
furter Allgemeinen Zeitung“ zu den Re-
pliken, die das Urteil im Berliner soge-
nannten Ehrenmordprozess auslöst.
Das Gericht war erstinstanzlich zu der
Meinung gekommen, dass eine Beteili-
gung der älteren Brüder an der Ermor-
dung von Hatun Sürücü durch ihren
jüngsten Bruder nicht nachzuweisen
sei. Der Feuilletonist Patrick Bahners
kritisiert unter anderen namentlich den
migrationspolitischen Sprecher der
PDS im Berliner Abgeordnetenhaus,
Sayan, der gegen den Freispruch der äl-
teren Brüder gewandt, gesagt habe:
„Auch in der Türkei muss der Jüngste
die Tat ausführen,und die anderen kom-
men frei“, mit der Feststellung, dass ge-
rade das im Verfahren nicht habe be-
wiesen werden können. Auch den „mo-
ralischen Ausweisungsbescheid“, den
der Berliner Innensenator der betroffe-
nen Familie mit „höhnischem Appell an
die Ehre“ habe zukommen lassen, weist
Bahners zurück. Bahners führt die kri-
tisierten Äußerungen auf „kollektivisti-
sches Denken“ zurück.Diese Erklärung
ist nicht zufrieden stellend. Eher schon
trifft es den Kern des Problems, wenn

Bahners ironisch darauf hinweist, dass
die Urteilsschelte,von dem „Ehrenmord
als wahrem Verbrechen gegen die Ehre
von Familie und Volk“ ausgeht und da-
mit gegenüber der Rechtsprechung eine
barbarische Haltung einnimmt.

Bundesdeutsche Liberale für
Freiheit 
faz. 10.4. maf. Die „Frankfurter Allge-
meine Zeitung“ hat am 10. April einen
Aufsatz von Frau Leutheusser-Schnar-
renberger veröffentlicht, in dem die
FDP-Bundestagsabgeordnete, rechts-
politische Sprecherin der Fraktion und
bayerische Landesvorsitzende, sich kri-
tisch mit der Tendenz auseinandersetzt,
in der BRD mit gesetzlichen Vorgaben
und staatlichem Handeln eine Leitkul-
tur durchzusetzen. Die FDP-Politikerin

wählt als Ausgangspunkt eine Strö-
mung im antiken Denken. Zitat: „,pa-
tria est, ubicumque est bene‘, was zu
deutsch etwa heißt: ,Mein Vaterland ist
da,wo es mir gut geht‘„.Sie hält im wei-
teren an der funktionalen Trennung von
Gesellschaft und Gemeinschaft fest und
kritisiert so Bestrebungen in Richtung
eines weltanschaulich homogenen
Staatswesens. – Der auch sonst interes-
sante Aufsatz findet sich im Internet
www.leutheusser-schnarrenberger.de,
Verfassungspatriotismus als Ziel politi-
scher Bildung. Wie Frau Leutheusser-
Schnarrenberger im FDP-Leitzirkel
mit dem FDP-Generalsekretär, Fall-
schirmjäger Hauptfeldwebel a.D., Nie-
bel zurechtkommen kann,bleibt unklar,
vielleicht redet man einfach aneinander
vorbei.

Zusammenstellung: alk
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Nachjustieren bei Hartz IV
Süddeutsche Zeitung, 19.4., alk.Verschiedene Zeitungen veröffentlichen aus „inter-
nen Papieren“ von Haushaltsexperten der verschiedenen Fraktionen der Regie-
rungskoalition über absehbare Kostensteigerungen bei den Zahlungen von ALG II.
So zitiert die „Süddeutsche Zeitung“ aus einem Papier der Arbeitsgruppe Haus-
halt der CDU/CSU-Bundestagsfraktion: Statt 24,4 Milliarden Euro für das Jahr
seien bis zu 28 Milliarden Euro Ausgaben für das Arbeitslosengeld II zu erwarten.
Die bereits beschlossenen Maßnahmen, die hauptsächlich verhindern sollen, dass
unter 25-jährige Arbeitslosen eine eigene Wohnung halten, würden nicht ausrei-
chen. Als neue Zielgruppe für Kostensteigerungen sind „Aufstocker“ ins Visier der
Haushaltspolitiker geraten. Das sind Beschäftigte oder auch Selbständige, die auf-
grund geringer Einkommen aus eigener Erwerbstätigkeit Anspruch auf Leistun-
gen nach dem ALG II stellen können. Schätzungen sprechen von rund 900.000 Per-
sonen, auf die das zuträfe. Die Unions-Haushaltspolitiker meinen, dass noch „gan-
ze Regionen ihre Ansprüche entdecken könnten“. Bei den Beschäftigten seien es
vor allem „Taxifahrer, Gebäudereiniger, Sicherheitskräfte und Handwerksgesel-
len“. Bei Selbständigen verlocke außerdem die Möglichkeit, darüber (wieder) in die
gesetzliche Krankenversicherung zu gelangen. Konkrete Maßnahmen gegen diesen
„Kombilohn“ von unten sind allerdings noch nicht vorgeschlagen. Die gibt’s aller-
dings in Bezug auf schärfere Kontrollen und zunehmenden Druck. So soll im Mai
ein weiteres „Optimierungsgesetz“ vorgelegt werden. Die Arbeitsagenturen sollen
demnach die Arbeitswilligkeit stärken prüfen, indem sie bei jedem Neuantrag so-
fort irgendwelche Angebote machen. Außerdem sollen die Bankkonten von An-
tragstellern generell überprüft werden, ob eventuell Zinseinkünfte usw. nicht ver-
schwiegen werden. Auch die Freibeträge für Vermögen sollen bei jüngeren Ar-
beitslosen abgesenkt werden.Die Hoffnungen sind, so der SPD-Abgeordnete Klaus
Brandner, damit 1,2 bis 1,5 Millionen Euro weniger zahlen zu müssen.

ARM TROTZ
ARBEIT?Armutslöhne – alle sind bedroht! 1
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Die Stimmen für einen gesetzlichen 
Mindestlohn nehmen zu
Kurz vor dem 1. Mai nimmt auch die gesell-
schaftliche Debatte rund um das Thema Nie-
driglohnsektor und gesetzlicher Mindestlohn
wieder zu.

Mindestlohnkampagne von ver.di 

und NGG

Die Gewerkschaften ver.di und NGG
haben bundesweit mit der Verbreitung
von Plakaten und Infomaterialien be-
gonnen, auf denen sie für die sofortige
Einführung eines gesetzlichen Mindest-
lohns in Höhe von 7,50 Euro eintreten,
mit der Perspektive, diese untere
Schranke möglichst rasch auf 9,00 Euro
zu erhöhen.Dazu gehört auch eine stän-
dig aktualisierte bundesweite Internet-
seite www.mindestlohn.de.

Beide Gewerkschaften räumen damit
auch ein,dass sie in ihren Tarifbereichen
– ver.di im Bereich der privaten Dienst-
leistungen, Einzelhandel, Pflege- und
Heilberufe, Transport, NGG im Nah-
rungsmittelgewerbe und im Hotel- und
Gaststättenbereich – mit den Mitteln
der Tarifpolitik den Fall der Löhne nach
unten nicht mehr aufhalten können.
Schon jetzt liegen aus ihren Bereichen
viele Hinweise vor, dass z.B. Küchenbe-
schäftigte, Hotelbeschäftigte, Friseu-
sen, Beschäftigte in Bäckereien usw.,

Fahrer,Verkäuferinnen usw.mit Löhnen
von 3, 4 oder 5 Euro die Stunde abge-
speist werden. Bei Vollzeitjobs mit 40
Stunden pro Woche – die in diesen Be-
reichen ohnehin kaum noch vorhanden
sind,die meisten Beschäftigten arbeiten
mit Teilzeit- oder sogar Minijob-Verträ-
gen – kämen diese Beschäftigten auf
maximal 850 € brutto, d.h. netto 670 €
Wenn noch ein Kind im Haushalt ist,ha-
ben sie damit Anspruch auf zusätzliches
Zahlungen nach ALG II, was auch den
Finanzministern inzwischen auffällt.

Dass ein solches Lebensniveau unter-
halb dessen liegt, was hierzulande als
menschenwürdiger Mindeststandard
für eine Vollzeitbeschäftigung gilt, zeigt
ein Blick auf die Pfändungsfreigrenze.
Diese gesetzliche Schranke liegt derzeit
bei 985 Euro netto. Wie hoch auch im-
mer ein Vollzeitbeschäftigter verschul-
det sein mag – er darf  nicht so weit ge-
pfändet werden, dass sein Nettover-
dienst unter diese Schranke fällt.

Wer also brutto nur 5 Euro die Stun-
de erhält, liegt fast ein Drittel unter der
Pfändungsfreigrenze.

Trotzdem stehen ver.di und NGG der-
zeit innerhalb des DGB allein da. Inner-
halb der IG Metall wachsen zwar auch
die Stimmen für einen gesetzlichen

Mindestlohn, vor allem aus dem Hand-
werksbereich, wo inzwischen immer
mehr Berichte über Löhne von 5 bis 6
Euro im Heizungsbau, bei Sanitärin-
stallationen oder der Möbelindustrie
die Runde machen. Die offizielle Vor-
standslinie ist aber noch immer anders.
Die IGM will offiziell die Allgemeinver-
bindlichkeit für alle Tariflöhne, was in
der Wirklichkeit nur wenig ändern wür-
de.Da gleichzeitig die IGBCE-Spitze ei-
nen gesetzlichen Mindestlohn vehement
ablehnt, kann der DGB, um den Streit
unter den Gewerkschaften nicht zu ver-
tiefen, sich öffentlich nur behutsam pro
NGG und ver.di engagieren.

DIE LINKE will 8 Euro

Auf ihren gleichzeitig stattfindenden
Parteitagen Ende April wollen jetzt
auch Linkspartei.PDS und WASG eine
Kampagne für einen gesetzlichen Min-
destlohn starten. Beide Parteien wollen
einen Mindestlohn von 8 Euro und über-
treffen damit noch die gewerkschaftli-
che Forderung. Die Linksfraktion hatte
im Bundestag schon im Januar einen
entsprechenden Antrag eingebracht,
der derzeit in den Ausschüssen beraten
wird (siehe Dokumente). Geplant sind
u.a. Flyer, Informationsveranstaltun-

Die Linke: Mindestlohn-

regelung einführen

Der Bundestag wolle beschließen: 
I. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Die Autonomie der Tarifparteien bei
der Lohnfindung ist ein hohes gesell-
schaftliches Gut in Deutschland. Die
Tarifautonomie ist auch in Zukunft zu
schützen.

In Deutschland haben sich in den ver-
gangenen Jahren zum einen Arbeits-
marktsegmente herausgebildet, in de-
nen es keine Tarifbindung gibt.Zum an-
deren unterlaufen immer mehr Unter-
nehmen aus tarifgebundenen Branchen
geltende Tarifverträge.

Beides hat zur Herausbildung eines
Niedriglohnsektors geführt: 6,9 Millio-
nen Beschäftigte arbeiten derzeit zu
Niedriglöhnen (die Niedriglohngrenze
liegt laut Definition der Organisation
für wirtschaftliche Zusammenarbeit
und Entwicklung (OECD) bei zwei Drit-
tel des durchschnittlichen Stunden-
lohns einer Volkswirtschaft). Darunter
sind 3,5 Millionen Beschäftigte (davon
2,5 Millionen in Vollzeit), die sich sogar
mit einem Armutslohn (weniger als der
Hälfte des durchschnittlichen Bruttoe-
inkommens) begnügen müssen.

Diese Entwicklung schwächt die Po-

sition der Beschäftigten in den Tarif-
verhandlungen und erhöht den Druck
auf das Lohngefüge in Deutschland.
Eine Fortsetzung dieses Sogs nach un-
ten muss dringend verhindert werden.
Bereits die von SPD und Bündnis 90/Die
Grünen gebildete Bundesregierung for-
derte zur Verhinderung von Lohndum-
ping und zum Schutz des deutschen Ta-
rifmodells gesetzlich garantierte Min-
deststandards für Arbeitsentgelte
(Bundestagsdrucksache 15/5810).
II. Der Deutsche Bundestag fordert deshalb
die Bundesregierung auf: 
• schnellstmöglich einen Gesetzent-
wurf vorzulegen, der sicherstellt, dass
alle Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer, die in Deutschland arbeiten, einen
rechtlichen Anspruch auf einen Lohn
von mindestens 8 Euro/ Stunde (brutto)
haben,
• in den Gesetzentwurf eine zeitlich be-
fristete Übergangsregelung für kleine
und mittlere Unternehmen bei der Ein-
führung des Mindestlohnes zu integrie-
ren. Diese Regelung soll denjenigen
Unternehmen eine Hilfestellung bieten,
die nachweislich nicht kurzfristig in der
Lage sind,ihren Beschäftigten den Min-
destlohn zu zahlen,
• die Möglichkeit zu schaffen, in Bran-
chen die jeweils tariflich vereinbarten

Mindestentgelte, die über 8 Euro/Stun-
de (brutto) liegen, per Beschluss des
Bundesarbeitsministers (bzw. der Lan-
desarbeitsminister) auf Antrag einer
der beiden Tarifparteien für allgemein-
verbindlich zu erklären,
• gemeinsam mit den anderen EU-Re-
gierungen die Möglichkeiten für eine
europaweit koordinierte Mindestlohn-
politik zu prüfen. Diese Abstimmung
sollte die Festlegung einheitlicher Kri-
terien zur Bestimmung der Höhe natio-
naler Mindestlöhne zum Ziel haben.Da-
mit wäre ein bedeutender Schritt zur
Umsetzung der in der „EU-Gemein-
schaftscharta der sozialen Grundrechte
der Arbeitnehmer“ von 1989 erhobenen
Forderung getan, wonach den Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmern ein
gerechtes Arbeitsentgelt zu garantieren
ist,
• einen jährlichen Lohndumpingbe-
richt vorzulegen, in dem die regionalen,
branchenspezifischen und beschäfti-
gungspolitischen Ausmaße des Lohn-
dumpings und des Missbrauchs von EU-
Recht, aber auch die Auswirkungen von
1-Euro-Jobs und Mini-Jobs auf regulä-
re Arbeitsplätze sowie mögliche Ver-
drängungseffekte in Deutschland dar-
gelegt werden (s. Bundesratsdrucksa-
che 362/05). (Drs. 16/398, 18.1.2006, gekürzt)

Dokumentiert
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gen, eventuell Plakate und andere Ak-
tionen, mit denen die beiden Parteien
für einen gesetzlichen Mindestlohn von
8 Euro werben wollen.Für den 8.Mai ist
eine große Anhörung im Bundestag ge-
plant, auf der wie schon bei der Hartz-
IV-Anhörung erneut mehrere hundert
Teilnehmer aus zahlreichen Verbänden
und Initiativen sowie den Gewerk-
schaften erwartet werden und auf der
weitere gemeinsame Schritte im Kampf
um einen gesetzlichen Mindestlohn be-
raten werden sollen.

Eines kann sich die Linkspartei dabei
heute schon zugute halten: Ohne ihren
Einzug in den Bundestag, der als klares
Wählersignal gegen die weitere Aus-
breitung von Armut und Billiglohn be-
wertet wurde, würde es die jetzige De-
batte um die Einführung eines gesetz-
lichen Mindestlohns so nicht geben.

Grüne: Mindestlöhne nach Entsendegesetz

Wenige Tage nach der Linksfraktion,am
14.2.2006, legte auch die Fraktion von
Bündnis 90/Die Grünen einen Antrag
zum Thema vor. Der sieht zwar auch
stärkere Mindestregelungen vor, will
aber statt eines gesetzlichen Mindest-
lohns andere Mindestschranken stär-
ken. So wollen die Grünen die Regelun-
gen des Entsendegesetzes auf alle Bran-
chen ausdehnen. Das hatte die alte rot-
grüne Regierung schon im letzten Jahr
versucht, war damit aber im Bundesrat
gescheitert. Das Entsendegesetz er-
laubt, einen bundesweit geltenden Ta-
rifvertrag auf alle Erwerbstätigen in

dem entsprechenden Feld zu erweitern.
Konkret hieß das bisher im Baugewer-
be: Alle Beschäftigten, gleichgültig, ob
ihre Firma im Arbeitgeberverband war
oder nicht, ob inländische oder auslän-
dische Firma, ob (schein-)selbständig
oder abhängig Beschäftigte,müssen den
zwischen den Tarifparteien im Bauge-

werbe vereinbarten Min-
desttarif zahlen. (Leihar-
beit ist im Baubereich des-
halb sogar ganz verboten.)

Das hat auf den ersten
Blick Charme, ist aber bei
genauerem Hinsehen nur
auf ganz wenige Bereiche
übertragbar, da es außer-
halb des Baugewerbes
kaum bundesweite Tarif-
verträge gibt. Alle ande-
ren Tarife sind regional.

Nur im Leiharbeitsbe-
reich gibt es noch bundes-
weite Tarife.Der zwischen
dem DGB und mehreren
Zeitarbeitsverbänden
vereinbarte Leiharbeits-
tarif ist kürzlich etwas
verbessert worden. Die
niedrigste Vergütung für
ungelernte Leiharbeit be-
trägt dort jetzt 7,20 Euro
pro Stunde, liegt also nur
wenig unter dem von
ver.di und NGG geforder-
ten gesetzlichen Mindest-
lohn.

Das Problem ist aber
hier: neben dem DGB-Tarif gibt es noch
einen weit schlechteren, zwischen dem
winzigen „Christlichen Gewerkschafts-
bund“ (CGB) und kleinen Leiharbeits-
firmen ausgehandelten sogenannten
„Christentarif“. Der erlaubt Stunden-
sätze bis hinab zu 5,60 Euro. Eine Re-
gelung für den Leiharbeitsbereich ana-

Bündnis 90/Die Grünen:

Mindestarbeitsbedingungen

mit regional und branchenspe-

zifisch differenzierten Min-

destlohnregelungen sichern 

Der Bundestag wolle beschließen: 
I. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Lohndumping und Unterbietungs-
konkurrenz zu Lasten von Löhnen und
Arbeitsbedingungen von Beschäftigten
stellen ein zunehmendes Problem in
Deutschland dar. Die bestehenden ge-
setzlichen Regelungen reichen nicht
mehr aus,um die rasche Verbreitung von
sehr niedrigen Löhnen zu verhindern.
Oftmals sind die Hürden für den ein-
zelnen Beschäftigten zu hoch, um ge-
richtlich gegen Lohnwucher vorzuge-
hen. Tarifverträge und die Regelungs-
kraft der Sozialpartner können keinen
hinreichenden Schutz gegen Fehlent-
wicklungen mehr bieten.Tariflich orga-
nisierte Niedriglohnbranchen nehmen
genauso zu wie tariflich nicht organi-
sierte Bereiche mit Niedriglöhnen.
Deutschland muss deshalb schnell zu
verbindlichen Regelungen für Mindest-
arbeitsbedingungen kommen.

Durch die Erweiterung der EU um
neue Mitglieder im Jahre 2004 hat die

Mobilität der Arbeitnehmer zwischen
den Mitgliedstaaten weiter zugenom-
men. Diese Entwicklung ist ausdrück-
lich zu begrüßen. Sie befördert das Zu-
sammenwachsen von Europa und unter-
stützt das europäische Wirtschafts- und
Sozialmodell. Missstände und illegale
Praktiken bei der Beschäftigung von Ar-
beitnehmern aus den neuen Mitglieds-
ländern werden durch eine Abschottung
des deutschen Arbeitsmarktes weiter
befördert statt verringert. Die von der
Bundesregierung geplante Verlängerung
der Beschränkung der Arbeitnehmer-
freizügigkeit für die Bürger der neuen
Mitgliedstaaten um weitere drei Jahre
ist deshalb der falsche Weg. Nur durch
umfassende Regelungen für Mindestar-
beitsbedingungen, die für inländische
wie ausländische Arbeitnehmer gleich-
ermaßen gelten, können gerechte Ar-
beitsbedingungen und ein fairer Wett-
bewerb gesichert werden.Dies gilt umso
mehr für den Fall, dass die Dienstleis-
tungsrichtlinie in absehbarer Zeit in
Kraft tritt und zu einer weiteren Öff-
nung der nationalen Märkte führt.
II. Der Deutsche Bundestag fordert die Bun-
desregierung auf, 

zügig einen Gesetzentwurf vorzule-
gen, der Lohndumping verhindert und
gesellschaftlich akzeptierte Mindestar-

beitsbedingungen für inländische und
ausländische Arbeitnehmer in Deutsch-
land festlegt.Dabei müssen die Tarifau-
tonomie gewahrt und sowohl tariflich
organisierte wie tariflich nicht organi-
sierte Wirtschaftsbereiche erfasst wer-
den. Dies gelingt durch folgende drei
Maßnahmen: 

1. Der Anwendungsbereich des Ar-
beitnehmer-Entsendegesetzes muss auf
alle Branchen ausgeweitet werden, um
Lohndumping durch die Beschäftigung
ausländischer Arbeitnehmer in
Deutschland zu verhindern.

2. Die Allgemeinverbindlicherklä-
rung im Tarifvertragsgesetz muss refor-
miert werden, um branchenbezogene
Mindestlöhne zu ermöglichen,die durch
die Tarifvertragsparteien der Branche
vereinbart und in der Folge auf nicht or-
ganisierte Betriebe dieser Branche
übertragen werden.

3. Das Gesetz über Mindestarbeitsbe-
dingungen von 1952 muss reformiert
und in seiner Anwendung vereinfacht
werden,um rechtlich verbindliche Min-
destlöhne und Mindestarbeitsbedin-
gungen unter Beteiligung von Sozial-
partnern und Wissenschaft in jenen
Branchen zu ermöglichen, in denen ei-
gene Tarifstrukturen nicht vorhanden
sind. (Drucksache 16/656, 14.2.2006, gekürzt)
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log Entsendegesetz hieße also: Die Poli-
tik müsste entscheiden, ob der Chris-
tentarif akzeptiert wird oder ob er als
„Schmutzkonkurrenz“ geächtet und
vom Markt verdrängt würde.Da gleich-
zeitig große Zeitarbeitsfirmen wie
Adecco angekündigt haben, sie wollten
einen Mindestlohn von maximal 4 Euro,
ist damit klar: Wie immer die Politik den
Leiharbeitstarif verallgemeinern wür-
de, sie würde Krach kriegen: entweder
mit dem DGB oder mit Konzernen wie
Adecco. Auch die Arbeitgeberverbände
im Bereich Zeitarbeit sind zerstritten:
Die großen Verbände Bundesverband
Zeitarbeit  und Interessenverband deut-
scher Zeitarbeitsunternehmen, die den
DGB-Tarif zahlen, wären mit einer All-
gemeinverbindlichkeit ihres Tarifs ein-
verstanden. Der kleine Branchenver-
band AMP, der den Christentarif zahlt,
ist strikt dagegen, dass seine Mitglieds-
firmen auf diese Weise zu einer deutlich
höheren Vergütung gezwungen würden
und sein Tarif quasi obsolet wird.

SPD schwankt, CDU/CSU bedeckt, 

Arbeitgeber eher dagegen

Ob der gesellschaftliche Druck aus Ge-
werkschaften, Oppositionsparteien und
Verbänden ausreicht, um am Ende tat-
sächlich einen gesetzlichen Mindest-
lohn zu erzwingen, ist noch nicht sicher.
Immerhin: Die Befürworter eines ge-
setzlichen Mindestlohns können zu
Recht darauf verweisen, dass fast alle
anderen EU-Staaten eine solche Rege-
lung haben. In Großbritannien existiert
ein Mindestlohn seit 1999, liegt inzwi-

schen bei 7,36 Euro und hat keineswegs
steigende Arbeitslosigkeit zur Folge ge-
habt. In Frankreich werden sogar 8,03
Euro Mindestlohn gezahlt, in Irland
7,65, in den Niederlanden 7,96 Euro.
Warum sollte also ein gesetzlicher Min-
destlohn von 7,50 Euro hierzulande
nicht möglich sein? 

Die faktisch durch Leute wie den Ifo-
Chef Sinn, der inzwischen sogar den
Durchschnittslohn auf 5,70 Euro sen-
ken will, oder BDA-Chef Hundt ver-
breitete Behauptung, ein deutscher
Mindestlohn in Höhe des irischen Min-
destlohns sei unerreichbar und würde
katastrophale Verluste von Jobs nach
sich ziehen, klingt vermutlich bei allen,
die beim Thema menschenwürdiges Le-
ben nicht völlig verbohrt sind, nur noch
grotesk. Das Arbeitgeberlager und sei-
ne Freunde aus der Wissenschaft haben
sich in ihrer jahrelangen „Löhne-sen-
ken“-Litanei dermaßen verrannt, dass
ihnen selbst einfache wirtschaftliche
Vorgänge wie Produkt- und Prozessin-
novation und Produktivitätserhöhung
völlig aus dem Hirn verschwunden sind.
Anders lassen sich ihre „Argumente“
gegen einen gesetzlichen Mindestlohn
nicht mehr nachvollziehen.

Wegen der anhaltenden Ablehnung
aus dem Arbeitgeberlager und dessen
Verbänden halten sich die beiden Re-
gierungsparteien derzeit eher noch be-
deckt. Die SPD äußert sich mal dafür,
mal dagegen. Finanzminister Stein-
brück ist dagegen,Fraktionschef Struck
dafür, Müntefering schwankt dazwi-
schen hin und her, könnte man derzeit

bilanzieren. Immerhin: Im Februar, als
die Anträge von Linkspartei und Grü-
nen im Bundestag vorlagen, kam von
Müntefering schon mal die Überlegung,
mit 6 Euro pro Stunde als gesetzlicher
Mindestlohn anzufangen, um dann – in
einer Frist von 3 bis 4 Jahren – diesen
spürbar anzuheben. Das würde der bri-
tischen Praxis entsprechen. Dort hatte
die Labour-Regierung im April 1999
ebenfalls niedrig angefangen – damals
mit umgerechnet 5,29 Euro –, um dann
innerhalb von vier Jahren, bis Oktober
2003,auf 6,62 Euro anzuheben.Ein ähn-
liches Verfahren hierzulande – Anfang
mit 6 Euro,Anstieg in jährlichen Schrit-
ten von 0,50 Euro bis 2010 auf 7,50 Euro
– würden die Gewerkschaften sicher
auch akzeptieren.

Die CDU/CSU ist bisher gegen ge-
setzliche Mindestlöhne. Auf der Inter-
netseite der CDU findet man gleich auf
Seite 1 zur Zeit die folgende Aussage ih-
res Generalsekretärs Pofalla: „Mein
Eindruck ist, das Thema ist vom Tisch“.
Schließlich gebe es hierzulande 1,3
Millionen Menschen, die unterhalb der
Grenze von sechs Euro Stundenlohn ar-
beiteten. Ein gesetzlicher Mindestlohn,
der, wie von den Gewerkschaften gefor-
dert, bei 7,50 Euro liege, habe nur einen
weiteren Arbeitsplatzabbau zur Folge.
Der stellvertretende CDA-Bundesvor-
sitzende und arbeitsmarktpolitische
Sprecher der CDU/CSU-Bundestags-
fraktion, Dr. Ralf Brauksiepe, nannte
dagegen bisher nur die von ver.di ange-
strebte Höhe von 7,50 Euro „illuso-
risch“, ist damit also nicht grundsätz-

Schmoldt fürchtet bei 

Mindestlohn das Ende der 

Tarifautonomie

Im Streit um die Einführung und die
Höhe des Mindestlohnes verlaufen die
Fronten nicht einheitlich. IG BCE-Chef
Hubertus Schmoldt warnte, die staatli-
che Festsetzung von Mindestlöhnen kön-
ne die Tarifautonomie in Frage stellen.

Der Vorsitzende der Gewerkschaft
Bergbau, Chemie, Energie (IG BCE),
Hubertus Schmoldt, sprach sich gegen
einen einheitlichen Mindestlohn aus.
„Ich lehne einen einheitlichen Mindest-
lohn ab, weil damit die Tarifautonomie
ausgehebelt würde“, sagte Schmoldt
dem Handelsblatt.Wer glaube,dass man
Unternehmen einfach einen Mindest-
lohn vorschreiben könne, ohne dass das
Angebot an einfachen Arbeitsplätzen
sinke, habe die Probleme des deutschen
Arbeitsmarktes nicht verstanden.

Verdi-Chef Frank Bsirske und der Vor-
sitzende des Deutschen Gewerkschafts-
bundes (DGB), Michael Sommer, plä-
dieren dagegen für einen gesetzlichen
Mindestlohn. Die stellvertretende
DGB-Vorsitzende Ursula Engelen-Ke-
fer forderte in der „Passauer Neuen
Presse“ einen Mindestlohn nicht unter

7,50 Euro. Nach den Worten von SPD-
Chef Matthias Platzeck leben in
Deutschland zweieinhalb Millionen
Menschen unter der Armutsgrenze, ob-
wohl sie Vollzeit arbeiten. „Wir können
nicht mehr zugucken, dass es ganze Be-
reiche gibt, in denen keine Existenz si-
chernden Einkommen bezahlt werden“,
sagte er der Bild-Zeitung.

Struck: SPD steht vor einer Entscheidung

Auch SPD-Fraktionschef Peter Struck
betonte die Notwendigkeit eines Min-
destlohns. „Die SPD wird früher oder
später entscheiden müssen, ob sie einen
verhältnismäßig geringen Mindestlohn
als Einstieg akzeptiert, um später über
Steigerungsraten zu reden. Oder ob sie
sagt, ein so geringer Lohn ist weder für
uns noch für die Gewerkschaften zu-
mutbar“, sagte er der „Berliner Zei-
tung“.

„Ich glaube, dass es nicht sein darf,
dass in Deutschland Gewerkschaften
gezwungen sind, Tarifverträge von un-
ter 5 Euro Stundenlohn abzuschließen“,
sagte Struck weiter. „Bei 170 gearbeite-
ten Stunden im Monat kommt dann ein
Bruttolohn von weniger als 850 Euro
heraus. Das kann man niemandem zu-
muten.“ Deswegen sei er der Meinung,

„dass der Staat die Verpflichtung hat,ei-
nen Mindestlohn festzulegen, so wie es
in den meisten europäischen Ländern
schon der Fall ist.“ (…)

Ökonom plädiert für 6 Euro

Der Direktor des gewerkschaftsnahen
Instituts für Makroökonomie,Gustav A.
Horn, nannte einen Mindestlohn in
Höhe von 6 Euro pro Stunde realistisch.
„Das ist eine Höhe, über die man reden
kann. Davon kann man zwar nicht gut
leben.Aber es ist zum Teil deutlich mehr
als das, was derzeit für manche Tätig-
keiten nach Tarif gezahlt wird“ …
(Financial Times Deutschland,. 24.2.2006)

Konfrontationskurs

Steinbrück gegen Mindestlohn

In der Öffentlichkeit hält er sich noch
bedeckt. Hinter den Kulissen jedoch
kämpft Bundesfinanzminister Peer
Steinbrück mit großer Energie gegen die
Einführung eines gesetzlichen Mindest-
lohns. Er befürchtet massive Arbeits-
platzverluste.

Berlin – Damit begibt sich Steinbrück
intern auf Konfrontationskurs zu Kanz-
lerin Angela Merkel (CDU) und Ar-
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Berlusconi
knapp 
abgewählt
Diskussion über Hinter-

gründe und Konsequenzen

am Anfang

Bis Ostern hatte Berlusconi den Wahl-
sieg der Opposition und seine eigene
Niederlage nicht anerkannt. Dabei hat-
te sein eigener Innenminister das Wahl-
ergebnis bekannt gegeben, das auch
durch eine Neubewertung von ungülti-
gen Stimmen nicht mehr wesentlich
verändert werden kann. Danach hatte
in der Abgeordnetenkammer das oppo-
sitionelle Bündnis Unione unter der
Führung von Romano Prodi 19.001.684
Stimmen (49,8%) erhalten gegenüber
18.976.460 Stimmen (49,7%) für Ber-
lusconis Casa delle Libertà (Haus der
Freiheiten).Eine von Berlusconi herbei-
geführte Wahlrechtsänderung garan-
tiert der siegreichen Koalition eine Min-
destzahl von Sitzen. Deshalb hat die
Mitte-Links-Koalition trotz des äußerst
knappen Stimmenergebnisses eine
Mehrheit von 348 zu 281 Abgeordneten.
In der zweiten Kammer, dem Senat,
führt Mitte-Links mit nur zwei Stim-
men (158:156).

Entgegen allen Feststellungen des
Staatspräsidenten und des für die Wahl
zuständigen Innenministeriums hat
Berlusconi von „Wahlbetrug“ gespro-
chen und von „zu vielen dunklen Sei-
ten“ des Wahlergebnisses und gefordert:
„Das Wahlergebnis muss sich ändern“.
Kritische Beobachter, z.B. in der Zei-
tung il manifesto, sehen darin mehr als
eine Art kindische Trotzreaktion.Sie se-
hen ein Spiel auf Zeit mit erheblichen
Risiken. So wird der Auftrag zur Regie-
rungsbildung erst nach der Neuwahl
des Staatspräsidenten am 13. Mai erfol-
gen, was Berlusconi die Möglichkeit
gibt, bis in den Juni im Amt zu bleiben.
Mancher hält für möglich, dass politi-
sche Erschütterungen wie z.B. ein
schweres Attentat einen Notstand her-
beiführen könnten, der Berlusconi er-
lauben könnte, „im nationalen Interes-
se“ die Regierungsgeschäfte weiter zu
führen. Und die italienische Nach-
kriegsgeschichte kennt zahlreiche At-
tentate, mit denen auch staatliche Stel-
len in Verbindung gebracht werden …

Die Kehrseite von Berlusconis Weige-
rung, das Wahlergebnis anzuerkennen,
ist seine Forderung nach einen „Großen
Koalition“ nach deutschem Vorbild.Da-
mit könnte er in der Regierung verblei-
ben und faktisch ein Vetorecht gegen un-
liebsame Gesetzesvorhaben ausüben.

lich gegen einen Mindestlohn. Auch der
CDA-Vorsitzende Laumann hat in der
Vergangenheit mehrfach geäußert, ein
gesetzlicher Mindestlohn könne ver-
nünftig sein.

Auch im Arbeitgeberlager gibt es 

Stimmen pro Mindestlohn

Auch die Positionen im Arbeitgeberla-
ger sind keineswegs so geschlossen ge-
gen einen Mindestlohn,wie Hundt,Sinn
& Co verbreiten. Die großen Zeitar-
beitsverbände sind, wie geschildert,
eher dafür.Auch im Baugewerbe und im
Handwerk gibt es eine wachsende Zahl
von Stimmen, die für einen gesetzlichen
Mindestlohn plädieren, um sich die
Schmutzkonkurrenz von Firmen, die
menschenunwürdige Löhne zahlen und
auch ansonsten menschenunwürdig mit
ihren Beschäftigten umspringen, end-
lich vom Hals zu schaffen. Die Berliner
Handwerkskammer etwa plädierte
kürzlich bei einem Treffen mit DGB-
Vertretern offen für einen gesetzlichen
Mindestlohn und schlug dem DGB ge-
meinsame Arbeitsgruppen zu diesem
Thema vor.Sie hätten „verlässliche Sig-
nale aus der Regierung“, das ein Min-
destlohn komme, hieß es. Hoffentlich
stimmen diese „Signale“.

Unterstützung aus Wohlfahrtsverbänden

Folgt also Müntefering am Ende dem
britischen Modell, oder knickt die Re-
gierung vor dem Druck der Arbeitgeber
ein? Im Herbst will die Bundesregierung
mit einem Konzept sowohl für Kombi-
löhne wie auch in Sachen gesetzlicher

Mindestlohn an die Öffentlichkeit tre-
ten. Insofern kommt viel darauf an, ob
es den Gewerkschaften, anderen sozia-
len Initiativen und der Linkspartei in
der nächsten Zeit gelingt, eine öffentli-
che Meinung für die Einführung ge-
setzlicher Mindestlöhne aufzubauen.
Dabei gibt es auch Unterstützung aus
den Wohlfahrtsverbänden.Der Paritäti-
sche Wohlfahrtsverband etwa oder der
Kinderschutzbund argumentieren
schon lange heftig gegen die sich aus-
breitende Armut und verweisen in die-
sem Kontext immer wieder kritisch auf
den Warenkorb, der derzeit den Bezie-
hern von ALG II zugemutet wird. Die
dort genannten und nachlesbaren amt-
lichen Sätze z.B. für die Ernährung und
Kleidung eines Kindes, für Fahrtkosten,
Bücher, Zeitungen usw. sind in der Tat
menschenunwürdig. So möchte kein
Mensch leben. Viele Beschäftigte müs-
sen aber sogar trotz Vollzeitarbeit auf
diesem Niveau leben. Wachsende Ver-
schuldung, wenig bis gar keine sozialen
Kontakte, kein Geld für Bildung, Erho-
lung und gesundheitliche Vorsorge und
damit oft verbundener langsamer kör-
perlicher Verfall – all das sind die Fol-
gen eines Lebens auf diesem Elendsni-
veau. Die Kritik von Verbänden wie
DPWV, Kinderschutzbund usw. am
ALG II kann und sollte deshalb auch ge-
nutzt werden, um eine Agitation gegen
die derzeit in einigen Branchen und Re-
gionen gezahlten Niedrigstlöhne und
den damit verbundenen Lebensstan-
dard zu entwickeln.

rül

beitsminister Franz Müntefering (SPD).
Nach Informationen des SPIEGEL hat
er ein Positionspapier erarbeiten lassen,
in dem die Argumente gegen den Min-
destlohn zusammengefasst sind. „Ein
großer Teil der Beschäftigungsverhält-
nisse unterhalb des Mindestlohns könn-
te entfallen“, heißt es darin. Vor allem
der Osten wäre betroffen.

„In Frankreich hat der Mindestlohn
zu der hohen Jugendarbeitslosigkeit
beigetragen“, schreiben Steinbrücks
Fachleute weiter. Außerdem sei das Ar-
beitslosengeld II faktisch ein Mindest-
lohn, denn niemand arbeite für weniger
Geld.

In einem weiteren Papier sprechen
sich die Beamten auch gegen die flä-
chendeckende Einführung eines Kom-
bilohns im Sinne eines Zuschusses zu
niedrigen Einkommen aus. Schon jetzt
fördere der Staat Geringverdiener mit
mehr als fünf Milliarden Euro. „Eine
Ausweitung wäre fiskalisch wie auch
beschäftigungspolitisch ein erhebliches
Risiko.“ Um Beschäftigungserfolge zu
erzielen, „müssten Lohnsubventionen
bis in den mittleren Einkommensbe-
reich bezahlt werden.“

Zumindest was das Arbeitslosengeld
II als eine Art Mindestlohnersatz be-

trifft, kann sich Steinbrück schon auf
Widerspruch einstellen. Gegenüber der
„Financial Times Deutschland“ sprach
Müntefering von rund 300.000 Men-
schen, die eine volle Stelle haben und
dabei so wenig verdienen, dass sie er-
gänzende Hilfen aus dem Arbeitslosen-
geld II erhalten.

Hinzu kämen mehrere hunderttau-
send Menschen, die neben einem Teil-
zeit- oder Minijob ALG II bekämen.
Müntefering kündigte an, er wolle das
Thema in der anstehenden Diskussion
über Existenz sichernde Löhne aufgrei-
fen und im Herbst Vorschläge dazu vor-
zulegen.

ifo-Institut plädiert für Kombilohn

Unterstützung erhält Steinbrück dage-
gen vom Chef des Münchener ifo-Insti-
tuts, Hans-Werner Sinn. Der Wirt-
schaftsforscher wandte sich insbeson-
dere gegen die Kombination von Kom-
bi- und Mindestlohn.„Das ist wie brem-
sen und Gas geben zugleich“,sagte Sinn
dem „Focus“.

Sinn sieht das Gleichgewicht bei ei-
nem Durchschnittslohn von 5,70 Euro
erreicht, etwa ein Drittel weniger als
heute. (…) 
(Spiegel-Online, 1. April 2006)
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Prodi und die meisten anderen Kräfte
der Unione lehnen eine Große Koalition
oder größere Vereinbarungen mit der
Gegenseite ab. Prodi will mit einer ei-
genen Regierung das Programm der
Unione aus dem Wahlkampf, eine 280-
seitige Übereinkunft, umsetzen. Dazu
zählt auch der Rückzug der italieni-
schen Truppen aus dem Irak zum tech-
nisch schnellstmöglichen Zeitpunkt, in
jedem Fall in diesem Jahr.

Die Bedingungen für eine Reformpo-
litik sind trotz der deutlichen Mehr-
heitsverhältnisse in der Abgeordneten-
kammer schwierig. Das Verhältnis der
abgegebenen Stimmen spiegelt ein poli-
tisches Patt in der Gesellschaft wider.
Kann erfolgreich regiert werden, wenn
das rechte Lager so stark und das eige-
ne Bündnis von Christdemokraten über
Linksdemokraten bis hin zu Kommu-
nisten so unterschiedlich ist? In der Dis-
kussion wird auch an die Position der
Kommunistischen Partei unter Berlin-
guer Anfang der 70er Jahre erinnert.Da-
mals wurde unter dem Eindruck des Mi-
litärputsches in Chile und mit Blick auf
einen Historischen Kompromiss eine
breitere Mehrheit für eine Regierung
vorausgesetzt.Das hält Fausto Bertinot-
ti, Sekretär von Rifondazione comunis-
ta (PRC), heute nicht für zutreffend. Ri-
fondazione hat übrigens innerhalb der
Mitte-Links-Koalition am deutlichsten
hinzugewonnen und mit 5,8% in der Ab-
geordnetenkammer ein gutes und mit
7,4% im Senat ein ausgezeichnetes Er-
gebnis erzielt. Bertinotti erklärte also in
einem Interview zur Frage der Regie-
rungsbeteiligung: „Heute ist die Situa-
tion völlig anders.Jene Parteien (Christ-
demokratie, PCI – rok), jene Parteifor-
men gibt es nicht mehr … Heute wird das
Wahlergebnis ein Mandat für die Par-
teien, die an der Koalition teilnehmen.
Es ist ein Auftrag zu regieren und je-
denfalls das Programm umzusetzen, mit
dem du dich zur Wahl gestellt hast. Man
kann sagen, was man will, aber der Auf-
trag scheint mir klar: Die Unione muss
regieren … Aber Achtung: Was man auf
der parlamentarischen Ebene realisiert,
ist eine Sache, was in der Gesellschaft
passiert, ist etwas anderes … Damit will
ich sagen, dass man mit einer Stimme
Mehrheit in der Abgeordnetenkammer
regiert, aber mit 51% realisiert man
nicht die Reformen in der Gesellschaft.
Ich denke freilich nicht an eine Logik
von Volksabstimmungen auf Schritt und
Tritt. Ich denke aber, dass das, was im
Parlament mit einer knappen Mehrheit
durchgehen kann, dann mit einer viel
breiteren Zustimmung leben muss. Ei-
ner Zustimmung, die sich in tausend
Formen von Teilnahme ausdrücken
kann: von der Auseinandersetzung bis
zu den Stellungnahmen der örtlichen
Verbände bis hin zu vielen anderen For-
men, die man sich ausdenken muss. Je-
denfalls wird es gerade im Sozialen sein,
wo es um die Fähigkeit zur Hegemonie

geht, darum, zum Motor der Verände-
rung zu werden. Um es noch klarer zu
sagen: Mit 51% kannst du die Normen
verändern, die die lebenslange Preka-
rität einer ganzen Generation etablie-
ren.Aber um das zu verändern, wirklich
zu reformieren, brauchst du die Zustim-
mung von 60, 70% des Landes“.

Gerade erst begonnen hat auch die
Diskussion, welche gesellschaftlichen
und politischen Entwicklungen dieses
Wahlergebnis möglich gemacht haben.
Das heißt, nicht nur den hauchdünnen
Vorsprung von Mitte-Links, sondern
auch das unerwartet starke Abschnei-
den von Mitte-Rechts. Schließlich hat-
ten die Meinungsforscher Mitte-Links
deutlicher vorne.Außerdem hat Berlus-
coni einen äußerst polemischen, belei-
digenden und polarisierenden Wahl-
kampf geführt, den viele als widerwär-
tig empfunden haben. Auch ein Teil des
bürgerlichen Lagers wie der Industriel-
lenverband, Banken, große Zeitungen
hatten sich gegen Berlusconi gewandt,
allerdings nicht der Vatikan. Berlusconi
hat jede Trennungslinie zu den Faschis-
ten aufgegeben, Teil seines Bündnisses
waren auch die Alternativa sociale der
Duce-Enkelin Alessandra Mussolini
und die faschistische Fiamma tricolore.
Seine Regierungsbilanz war schlecht,
die Präsenz italienischer Soldaten stark
in der Kritik und die wirtschaftliche
Lage des Landes niederschmetternd.
Und doch hat Berlusconi mit seiner Al-
lianz fast jede zweite Stimme geholt und
seine eigene Position in der Rechtskoa-
lition eher noch gestärkt.Die Rechte hat
erneut die entwickeltsten Regionen im
Norden dominiert, aber auch in den zu-
nehmend bedrohten Peripherien im
ganzen Land zugelegt. Ein bedrücken-
des Ergebnis und eine harte Nuss auch
für die linke Analyse und Kritik,die sich
damit schwer tut.

In einzelnen Beiträgen der Zeitung il
manifesto wird etwa vertreten, dass die
alten Kategorien der Analyse von einem
reichen Oben und einem armen Unten
in Italien so nicht mehr gelten, sondern
dass in der gesellschaftlichen Realität
die Lebensverhältnisse häufig von kom-
plizierten Verflechtungen von Arbeits-
einkommen, Renten, kleinen Renditen
und kleinen Ersparnissen geprägt sind.
Dass es Berlusconi anscheinend gelun-
gen ist, größere gesellschaftliche Berei-
che, die von kleinem und bedrohtem Ei-
gentum geprägt sind, anzusprechen.
Und dabei auch viele Menschen in pre-
kären Verhältnissen, die eine linke Poli-
tik unter dem Motto der Umverteilung
als eine Bedrohung ihrer eigenen Inter-
essen wahrnähmen. Dabei wird vermu-
tet, dass besonders die Steuerpolitik,
auf die sich Berlusconi in der letzten
Wahlkampfphase geworfen hat, eine
zentrale Rolle spielte. Die Linke habe
keine präzise Vorstellung von einer Sen-
kung der Steuern auf Arbeitseinkom-
men entwickelt und fälschlicherweise

die Einführung einer Erbschaftssteuer
auf das erste Haus/Wohneigentum vor-
geschlagen – in einem Land,in dem 80%
der Bürger Wohneigentum besäßen.Das
habe Berlusconi ermöglicht, mit einer
hemmungslosen Steuerpropaganda
Punkte zu machen von der Art: bei mir
braucht ihr keine Steuern zu zahlen,
aber die Kommunisten von Mitte-Links
ziehen euch über die Steuern noch das
letzte Hemd aus.

Zur Illustration der Diskussion noch-
mals eine Passage mit ähnlicher Stoß-
richtung aus dem Interview mit Berti-
notti von Rifondazione comunista:

„Es ist sicher politisch ein gespaltenes
Land, aber sozial zerklüftet, zerklüftet
scheint mir die richtige Definition zu
sein. In dem Sinne, dass die politische
Spaltung, die klar und unzweideutig ist,
keine Spaltung im täglichen Leben mit
sich bringt. Man stimmt unterschiedlich
ab, man hat vielleicht zwei gegensätzli-
che Lebensentwürfe, aber dann trifft
man sich wieder bei der Arbeit, in der
Bar, im Stadion.Tatsächlich scheint mir
also ein Phänomen vorzuherrschen, das
ich Lust auf Gemeinschaft nennen wür-
de. In diesem Sinn ist die Definition vom
gespaltenen Italien nicht sehr genau.
Diese Trennungslinie gilt also für die
Wahlen, nicht für den ganzen Rest …
Allerdings sehe ich eine Teilung. Sie ist
nicht klar in dem Sinn, dass sie mehr
unterirdisch ist.Aber nur, weil sie wenig
erforscht ist … Ich würde sie die Teilung
zwischen dem Oben und dem Unten der
Gesellschaft nennen“.Worin besteht das
Unten? „Das ist wirklich schwierig zu
beantworten, weil es Bruchstücke der
Gesellschaft sind, ich würde sie viel-
leicht ,Schwarze Löcher’ der Gesell-
schaft nennen,… wo die Soziologie noch
nicht angekommen ist. Wir haben nicht
die Instrumente, um sie zu erforschen.
Andere sind darauf nicht neugierig …
Ich denke dabei an manche Industriebe-
reiche, gerade am Rand jener Industrie-
zonen des Nordens, wo übrigens die
Rechten wieder gewinnen konnten, ich
denke an manche Fabriken, die wenig
oder nicht gewerkschaftlich organisiert
sind. Die Genossen haben mir erzählt,
dass dort die Arbeiter unsere Flugblät-
ter ablehnen. Also Leute, die aller Din-
ge beraubt sind. Sicher ihres letzten
Hemds, weil sie nicht einmal das Recht
haben,sich zum Schutz bei der Arbeit zu
organisieren. Aber noch von mehr be-
raubt: von ihrem Recht, eine sichere Zu-
kunft zu denken. Und das bringt sie
dazu, auch dich wie einen Fremden an-
zusehen. Du, der vielleicht eine sichere
Arbeit hat, der vielleicht wie ein Beam-
ter aussieht, der vielleicht redet, aber in
politischer Hinsicht einige Privilegien
genießt. Das ist das Unten, von dem ich
gesprochen habe“. Und ist es dieses Un-
ten, das fast zwei Millionen Stimmen
mehr als bei den letzten Regionalwah-
len in die Kassen der Rechten gebracht
hat? „Ja,wenigstens zum Teil“. rok
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Großbritannien: Internierte 
Flüchtlinge im Hungerstreik
Nach Demonstrationen der Bewegung
„No border“ am 8. April vor den Inter-
nierungslagern in Colnbrook und Har-
mondworth nahe dem Flughafen Hea-

throw sind in Colnbrook 150 internier-
te Migranten in einen Hungerstreik ge-
treten. Die Demonstrationen fanden
unter scharfer Bewachung der Polizei
statt, die jeden Hör- und Sichtkontakt
zwischen Demonstranten und Inter-
nierten zu unterbinden suchte. Im La-
ger Colnbrook ging das private Wach-
personal brutal gegen die Gefangenen
vor. Ihnen wurde untersagt, sich an die
Fenster zu stellen oder auf den Sport-
platz zu gehen. Einige Gefangene wur-
den geschlagen. Daraufhin traten 150
Gefangene in den Hungerstreik, einige
verweigerten auch das Trinken. Bei Re-
daktionsschluss befanden sich noch 100
im Hungerstreik. Anders als früher, als
Internierte bei Protesten umgehend in
Isolationszellen verlegt wurde, hat das
Innenministerium angekündigt, die Be-

schwerde der Internierten an Ort und
Stelle zu überprüfenn. (Quelle und Bild:
Indymedia UK)

In drei Monaten starben 1.200
Flüchtlinge bei dem Versuch, die 
Kanaren zu erreichen
Nach Angaben des in seinen Schätzun-
gen eher zurückhaltenden Roten Kreu-
zes sind in den ersten drei Monaten die-
ses Jahres über 1.200 Menschen bei ih-
rer Flucht in Richtung Kanarische In-
seln zu Tode gekommen. Viele Immi-
granten werden „vom Meer verschlun-
gen“. Ihre Boote sind für den rauen See-
gang nicht gebaut und sinken irgend-
wann auf der rund 800 km langen Rei-
se von der mauretanischen Küste zu den
Kanaren. Andere werden abgetrieben,
sie verhungern und verdursten. Nach-
dem die Kanaren als Fluchtziel in den
letzten Jahren an Bedeutung verloren
hatten, weil viele Flüchtlinge den Weg
nach Europa über Marokko und die spa-
nischen Enklaven Ceuta und Mellila
suchten,hat die drastische Verschärfung
des Grenzregimes und die unbarmher-
zige Abschiebung von Flüchtlingen, die
es nach Ceuta und Mellila geschafft hat-
ten, wurde der Fluchtweg über Maure-
tanien und die Kanaren wieder wichti-
ger. Aber auch das „Schlupfloch“ Mau-
retanien, wo in den Küstenregionen
manchmal bis zu 30.000 Menschen auf
ihre Chance warten, ein Boot Richtung
Europa zu ergattern, will die EU
schnellstens verstopfen.Schon legt spa-
nisches Militär Hand an,um neue Inter-
nierungslager für Flüchtlinge in Mau-
retanien zu errichten. Spanien liefert

auch wie schon bei Marokko Schnell-
boote, baut Überwachungsposten, trai-
niert Personal und gibt finanzielle und
logistische Unterstützung. Die maure-
tanische Grenzpolizei wurde neues Mit-
glied im EU-Grenzsischerungsprojekt
„Seepferdchen“. (Quelle: ND, 6.4.)

Österreich: „Das Recht auf Familien-
leben ist unteilbar!“ (Art. 8 EMRK)
Gut 100 Tage nach Inkrafttreten des
neuen Fremdengesetzes hat die Initiati-
ve „Ehe ohne Grenzen“, ein Zu-
sammenschluss von internationalen
Paaren in Österreich, zu einer Kundge-
bung am 19.4. vor dem Innenministe-
rium unter der oben zitierten Parole
aufgerufen. „Das Fremdengesetz ver-
hindert, dass wir hier gemeinsam in
Ruhe mit unseren PartnerInnen und
Kindern leben können“,heißt es im Auf-
ruf. Sie müssen entweder in ihr Her-
kunftsland zurück, um von dort eine
Niederlassungsbewilligung in Öster-
reich zu beantragen, oder sie müssen
den Ausgang ihres Asylverfahrens ab-
warten und werden mit einem absolu-
ten Arbeitsverbot belegt. Durch fehlen-
de Übergangsregelungen, massive Des-
information und Verschleppung der Ver-
fahren werden Hunderte Asylbewerber,
die mit einem österreichischen Partner
verheiratet sind, in die Illegalität ge-
drängt und sind von der Abschiebung
bedroht. Die Initiative fordert u.a. ein
Aufenthaltsrecht für die EhepartnerIn-
nen und wehrt sich gegen Abschiebehaft
und Abschiebung. (Quelle: http://no-ra-
cism.net)

Zusammenstellung: scc

Die Demonstrationen gegen die Krimi-
nalisierung der Einwanderer ohne Auf-
enthaltsstatus reißen nicht ab; die Be-
wegung ist inzwischen zur größten ko-
ordinierten dezentralen Protestbewe-
gung in der Geschichte der USA gewor-
den. Am 10. April  demonstrierten Be-
richten zufolge in 120 Großstädten und
kleinen Orten nahezu 2 Millionen Men-
schen, darunter rund 500.000 in Dallas,
für die vollständige Legalisierung aller
Einwanderer (Bilder aus Washington:
links: Bauarbeitergruppe aus Fre-
dricksburg, rechts: koreanische Musik-
gruppe). In verschiedenen Städten, so in
Chicago und Atlanta, legten Arbeiter

die Arbeit nieder. In Kalifornien setzten
Zehntausende Schülerinnen und Schü-
ler den Schulstreik fort. In den Medien
herrscht das Erstaunen vor, dass es erst-
mals gelang, praktisch alle in den USA
lebenden Latinos zu gemeinsamen Ak-
tionen zu mobilisieren, die zudem von
zahlreichen anderen Communities, afri-
kanischen und koreanischen insbeson-
dere, unterstützt werden. Die beiden
Parlamentskammern können die Bewe-
gung schon längst nicht mehr ignorie-
ren.Ein so genannter „Kompromissvor-
schlag“, der in den letzten Wochen zwi-
schen einigen Republikanern und De-
mokraten erarbeitet wurde, ist inzwi-

schen gescheitert. Der Vorschlag sah
eine abgestufte Form der Legalisierung
vor: Rund 8 Millionen „Illegale“, die seit
mehr als fünf Jahren in den USA leben,
hätten danach nach Zahlung von Buß-
geldern und anderen Auflagen die Ar-
beits- und Aufenthaltsbewilligung und
nach weiteren fünf Jahren die Einbür-
gerung erhalten können, die anderen
rund drei Millionen wären aus dem
Land gewiesen worden und hätten dann
im Rahmen eines „Gastarbeiterpro-
gramms“ eine Aufenthalts- und Ar-
beitsbewilligung beantragen können.
Quelle: Indymedia USA u.a.

•
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Aktionsbündnis Landmine kritisiert
Haushaltsentwurf des Bundes
BERLIN. Am 4. April, dem „Internatio-
nalen Tag für Aufklärung über Minen-
gefahren und Unterstützung von Mi-
nenräumprogrammen“ der Vereinten
Nationen, kritisierten die im „Aktions-
bündnis Landmine.de“ zusammenge-
schlossenen deutschen entwicklungs-
politischen NGOs die im Bundeshaus-
halt geplanten drastischen Kürzungen
der Mittel für humanitäre Minenräum-
programme. Wie es heißt, soll der ent-
sprechende Etat von derzeit 18 auf 12
Millionen Euro gekürzt werden. Mit der
1999 in Kraft getretenen völkerrecht-
lichen Ächtung von Antipersonen-Mi-
nen haben die Mitgliedstaaten auch die
Verpflichtung unterzeichnet, die Welt
innerhalb von 10 Jahren von Minen zu
befreien und den Opfern mit umfassen-
den Hilfen zur Seite zur stehen. Schon
jetzt ist absehbar, dass diese Ziele nur
dann erreichbar sind, wenn die An-
strengungen dazu erheblich gesteigert
würden. Etwa 5 Millionen der ca. 100
Millionen vergrabenen Landminen
konnten in den letzten fünf Jahren ge-
räumt werden. http://landmine.de

Voller Erfolg im Widerstand gegen
den geplanten Nazi-Aufmarsch
MANNHEIM. Über 1.000 Menschen de-
monstrierten am 8. April unter der Lo-
sung „Eine Region wehrt sich – Gegen
Holocaust-Leugner, gegen Nazi-Auf-
märsche und gegen Gewalt!“.Ca.70 Or-
ganisationen hatten sich dem Aufruf des
Bündnisses gegen Rechts angeschlos-
sen. Der Nazi-Aufmarsch zur Unter-
stützung des Holocaust-Leugners Ernst
Zündel war von der Stadt Mannheim
verboten worden,und dieses Verbot hat-
te auch letztinstanzlich vor dem Bun-
desverfassungsgericht Bestand.Die De-
monstration und anschließende Kund-

gebung mit Kulturfest war somit eine
Freudenmanifestation, dass es erneut
gelungen war, in Mannheim einen Nazi-
aufmarsch zu verhindern. Dafür war
mit Sicherheit die Breite des Bündnis-
ses wie auch die klare und entschiede-
ne Stoßrichtung des Bündnisses maß-
geblich, notfalls auch durch Straßen-
blockaden den Aufmarsch zu unterbin-
den. Am Vorabend hatten auf Initiative
des JUZ-AK Antifa ca. 300 Leute de-
monstriert unter dem Motto „Nicht ver-
leugnen, nicht verdrängen, nicht ver-
werten. Mit Deutschland engültig bre-
chen.“ Auch diese Veranstaltung verlief
absolut friedlich, obwohl das Polizei-
aufgebot als in höchstem Maße provo-
zierend empfunden werden musste.

Aus Kommunal-Info Mannheim – tht

„Burschis aus der Deckung holen –
den rechten Konsens anfechten!“
GREIFSWALD. Rund 200–300 Menschen
demonstrierten am 8. April unter dem
Motto: „Burschis aus der Deckung ho-
len – Den rechten Konsens anfechten!“
in Greifswald. Die Demo war Bestand-
teil einer Reihe von Aktivitäten, die auf
den extrem reaktionären Charakter der
Greifswalder Burschenschaften und de-

ren Verstrickungen mit der örtlichen
Neonaziszene aufmerksam machten.
Die Reaktion der Burschenschaften auf
die Kampagne fiel unterschiedlich aus.
Während die Markomannia in einem
Brief an den Bürgermeister alle Vor-
würfe abstritt und um Polizeischutz bat,
gab es von der Rugia keine öffentliche
Stellungnahme. Die brauchte es auch
nicht. Rund 20 Neonazis, die sich in un-
mittelbarer Nähe zur Rugia postierten,
waren Stellungnahme genug.

www.burschis-anfechten.tk

Defizite in der Unterstützung von
Betroffenen rechter Gewalt
ROSTOCK. Als landesweit aktive Bera-
tungsstelle für Betroffene rechter Ge-
walt begrüßt LOBBI e.V. ausdrücklich
die Verabschiedung eines Landespro-
gramms, das sich die Bekämpfung von
Rechtsextremismus in Mecklenburg-
Vorpommern zur Aufgabe macht. „Wir
sehen in diesem Programm eine Weiter-
entwicklung des bisherigen Handlungs-
rahmens. Deutlich wird für uns ein ge-
steigertes Problembewusstsein der
Landtagsfraktionen in Bezug auf
Rechtsextremismus in Mecklenburg-
Vorpommern, das nicht zuletzt den be-
vorstehenden Landtagswahlen und der
Gefahr eines Einzugs der NPD in den
Landtag geschuldet sein dürfte.“  LOB-
BI e.V. macht aber auf einige Defizite
aufmerksam: So wird dem Umgang mit
den Betroffenen lediglich ein eher un-
verbindlicher Satz gewidmet, Forde-
rungen an gesellschaftliche AkteurIn-
nen auf lokaler, regionaler und Landes-
ebene, sich mit den Betroffenen öffent-
lich zu solidarisieren, fehlen ebenso wie
die Aufforderung, diesen in konkreten
Bedrohungssituationen couragiert bei-
zustehen. „Außerdem hätten wir uns
eine Aufforderung an Polizei und Justiz,
die rechtsextreme Motivation bei rech-
ter Gewalt klarer zu benennen bzw.

HAMBURG: Über 20.000 Menschen beteiligten sich
am diesjährigen Ostermarsch. Kundgebungen und
Demonstrationen fanden in 83 Städten statt, eini-
ge mit nicht mehr als zwei Dutzend, andere – wie in
Hamburg (Bild),wo sich anschließend mehrere hun-
dert Menschen an einem Friedensfest beteiligten –
mit über 1.000 Teilnehmerinnen und Teilnehmern.
Rund 12.000 Menschen sogar, so viel wie noch nie,
wurden bei der 100. Protestwanderung gegen das
„Bombodrom“ in der Kyritz-Ruppiner Heide in
Brandenburg gezählt. Im Mittelpunkt der Veran-
staltungen standen der Atomkonflikt zwischen
USA/EU und Iran und die Forderung nach einer
friedlichen Lösung wie die Schaffung einer atom-
waffenfreien Zone im Nahen und Mittleren Osten.
Das Beispiel Irak habe gezeigt, dass Krieg keinen
Frieden schafft und Terror nicht beseitigt.Während
im letzten Jahr die Kritik der EU-Verfassung einen
Schwerpunkt bildete, kam die Militarisierung der
EU, die ungeachtet des Scheiterns der Verfassung
zügig forciert wird, eher selten zur Sprache. scc
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deutlicher herauszuarbeiten, ge-
wünscht.“ Nicht hinnehmbar ist, dass
im Programm das Problem eines immer
deutlicher werdenden Antisemitismus
mit keinem Wort erwähnt wird. Zwar
wird eine bessere Integration von Mi-
grantInnen als Ziel benannt, die nach
wie vor stigmatisierenden Lebensbe-
dingungen für Flüchtlinge jedoch nicht
thematisiert. Zwar ist von dem Ziel die
Rede, die Demokratiefähigkeit Jugend-
licher sowie ihre Selbstorganisation zu
stärken. „Eine Würdigung des jugend-
lichen Engagements gegen eine zuneh-
mende jugendkulturelle Einflussnahme
von rechts sowie konkrete Maßnahmen
zur Unterstützung selbstverwalteter
nichtrechter Jugendkultur wäre jedoch
ebenfalls wünschenswert gewesen.“ 

www.lobbi-mv.de

Kieler Flüchtlingsorganisationen
fordern Türkei-Abschiebestopp
KIEL. Anlässlich einer gemeinsamen
Pressekonferenz im Kieler Landeshaus
zogen VertreterInnen des Flüchtlings-
rats, kirchlicher und anderer Organisa-
tionen eine Zwischenbilanz zur aktuel-
len Lage in der Türkei: 

Fanny Dethloff, Flüchtlingsbeauf-
tragte der nordelbischen Kirche, fasste
die prekäre Situation binnenvertriebe-
ner oder der in die Türkei abgeschobe-
nen Flüchtlinge wie folgt zusammen:
Entschädigungsmaßnahmen für Zer-
störungen ganzer Dörfer wurden nie
umgesetzt, Gesundheitsversorgung
fehlt in den meisten kurdischen Gebie-
ten, wenige sind krankenversichert,
Schulen schließen weiterhin kurdische
Kinder aus, Abgeschobene oder Zu-
rückgekehrte leben unter erbärmlichen
Bedingungen.

Migrationssozialberaterin Leman
Rüschemeier aus Bargteheide berichte-
te über den Fall der kurdischen Familie
Özdemir, die aus Norderstedt im Mai–
Juni vergangenen Jahres abgeschoben
worden war und bis heute weder ein ei-
genes Dach über dem Kopf, Zugang zu
medizinischer Versorgung noch ein ge-
sichertes Einkommen hat. Stattdessen
werden die schwer traumatisierten El-
tern weiterhin von Nachstellungen der
Polizei behelligt.

Astrid Willer, Mitarbeiterin des
Flüchtlingsrates und vor wenigen Tagen
von einer Delegationsreise in die kurdi-
schen Gebiete der Türkei zurückge-
kehrt, berichtete über dort geführte Ge-
spräche: Türkische und kurdische Hilfs-
organisationen fordern vergeblich
Reintegrationsmaßnahmen für kurdi-
sche Flüchtlinge und beklagen eine
exorbitant hohe Selbstmordrate insbe-
sondere unter kurdischen Frauen.In den
kurdischen Städten herrscht eine Ar-
beitslosigkeit von 70%. Aus Europa zu-
rückkehrende Flüchtlinge fallen in der
Türkei ins Nichts.

Leyla Akkus, und Hassan Kavak von

der Deutsch Kurdischen Gesellschaft
Kiel forderten von der bundesdeutschen
Politik und der EU, den diplomatischen
Druck zu erhöhen und sich für ein Ende
der gegen die kurdische Zivilgesell-
schaft gerichtete Gewalt türkischer Si-
cherheitskräfte einzusetzen. – Ange-
sichts der bekannten Fakten fordert der
Flüchtlingsrat Schleswig-Holstein die
Landesregierung auf, sich beim Bund
für einen umgehenden Türkei-Abschie-
bestopp stark zu machen. www.frsh.de

6-monatiger Abschiebestopp nach
Togo von Mecklenburg-Vorpommern
SCHWERIN.Vom 11.April bis zum 10.Ok-
tober 2006 hat das Bundesland Meck-
lenburg-Vorpommern alle Abschiebun-
gen nach Togo ausgesetzt. Innenminis-
ter Gottfried Timm (SPD) begründete
dies damit, dass es nicht möglich gewe-
sen sei, sich ein klares Bild über die Si-
cherheitslage in dem westafrikanischen
Land zu machen. Vorausgegangen war
die „Sachverständigenanhörung“ im
Innenausschuss des Schweriner Land-
tags, wo alle geladenen Sprecher sich
unmissverständlich gegen die Abschie-
bungen aussprachen und ein sehr kla-
res Bild über die Sicherheitslage in Togo
zeichneten. Fazit der Sachverständigen
war,dass in Togo niemand seines Lebens
sicher sein kann, insbesondere nicht
diejenigen, die dem Regime kritisch ge-
genüber stehen. Die „Internationale
Kampagne  gegen die Diktatur in Togo
und anderen afrikanischen Ländern“
begrüßt die Entscheidung des Bundes-
lands als konkretes Ergebnis des enga-
gierten Kampfes der togoischen Akti-
vistInnen für ihre Rechte: „Weitere
Schritte auf der Ebene der anderen
Bundesländer müssen jetzt folgen und
ein bundesweiter Abschiebestopp ist
gefordert. Der Bundestag, der sich zur
Zeit mit einer entsprechenden Petition
befasst, ist aufgefordert, dem Beispiel
Mecklenburg-Vorpommerns zu folgen.
Es reicht nicht aus, die Abschiebungen
nur auszusetzen. Das Menschenrecht
auf Asyl muss dahingehend zur Geltung
gebracht werden, dass den Diktatur-
flüchtlingen ein gesichertes und dauer-
haftes Aufenthaltsrecht garantiert
wird.“ www.thecaravan.org

„Kurze Wege für kurze Beine“ –
Für bessere Lernbedingungen
LEIPZIG. Die Mitglieder des  Vereins
„Zukunft  braucht Schule“ haben  am
8. April einen Volksantrag unter der
Überschrift „Kurze Wege für kurze Bei-
ne“ beschlossen. „Im Angesicht des
Ende des vergangenen Schuljahres er-
folgten katastrophalen Kahlschlags an
Sachsens Schulstandorten und der wei-
teren für Ende dieses Schuljahres be-
reits wieder geplanten Schulschließun-
gen, wollen wir auf diesem Wege den
Interessen von Schülern, Eltern und

Lehrern eine machtvolle Stimme verlei-
hen. Das vorrangige Ziel des Volksan-
trages ist es, wohnortnahe Schulen zu
erhalten bzw. bereits erfolgte Schul-
schließungen zu hinterfragen. Mit dem
verfassungsmäßigen Mittel des Volks-
antrages wollen wir gegenüber der
Staatsregierung das Recht unserer Kin-
der auf eine bestmögliche Bildung und
angemessene Schulwege durchsetzen.“ 

www.zukunftbrauchtschule.de

Soziokulturelles Zentrum Ex-Steffi
geräumt – Repressionen in Karlsruhe
KARLSRUHE. Am 6. April räumte die Po-
lizei gewaltsam das seit 15 Jahren be-
setzte Ex-Steffi. Bundesweit sowie in
Österreich gab es zahlreiche Protestak-
tionen und Solidaritätsbekundungen.
Mit der Räumung der Ex-Steffi ist nun
das letzte besetzte, autonome, soziokul-
turelle Zentrum in Süddeutschland Ge-
schichte. Seit 15 Jahren war die Ex-
Steffi besetzt. Über lange Zeiträume
gab es Duldungsverträge und bis zum
Schluss machte die Stadt den Bewoh-
nerInnen Hoffnungen auf einen Kom-
promiss. Am 6.4.06 wurde dann das
selbstverwaltete Wohn- und Kulturpro-
jekt Ex-Steffi in Karlsruhe von einem
massiven Polizeiaufgebot mit Unter-
stützung des SEK geräumt und Leute
mit mehreren Tagen Platzverweis be-
legt. Seitdem ist ein sehr hohes Polizei-
aufgebot in der Stadt und ständig wer-
den mutmaßliche Ex-Steffi Sympathi-
santInnen regelrecht observiert und
verfolgt. Dies führt zu ständigen Kon-
trollen, Gewahrsamnahmen und Platz-
verweisen. Nach der Konzertankündi-
gung für den 14. April wurden ver-
schiedene Lokalitäten und Personen
von der Polizei bedroht und ausgefragt,
unabhängig davon, ob sie etwas mit der
Ex-Steffi zu tun haben oder nicht. So
wurde bereits von der Polizei angekün-
digt, das Konzert für den Abend 14.4.
aufzulösen. Auch die stattdessen ge-
plante Kundgebung „Gegen Repression
und Tanzverbot“ wurde verboten.

www.exsteffi.de
Zusammenstellung: baf
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Leitkultur

Schulkampf in
Bayern
Die kulturelle Vielfalt, die in der inter-
nationalisierten Welt der Wirtschaft
vorliegt, bildet sich auch in den kleine-
ren Räumen der sozialen Lebenswelt ab.
So wird die Fähigkeit zur Zusammen-
arbeit bei bestehenden kulturellen Dif-
ferenzen zum tragend wichtigen Kul-
turgut. Die Familien, in denen bei der
Primärsozialisation die Weitergabe von
Traditionen und Werten an die folgende
Generation eingeleitet wird, können
dieses Kulturgut nur ganz abstrakt als
Wert der Toleranz vermitteln. Und das
wäre schon viel, denn es ist fast unmög-
lich, eine solche Familienkultur zu
praktizieren ohne die feste Überzeu-
gung zu prodzieren,Schweinebraten sei
nicht nur üblich, sondern vorzüglich,
bzw. nicht nur unüblich, sondern ekel-
haft. In der Welt der Erwachsenen sor-
gen die Erfahrungen im Arbeitsleben
und der Blick in die Gesellschaft für
praktische Gegengewichte, so dass sich
lächerlich macht, wer eigene Lebensart
zum Allgemeingut stilisieren will. Aber
das Kind muss aus der engen Gemein-
schaft der Familie erst herauswachsen.
Die Einrichtungen der Kinderbetreu-
ung und die Gestaltung der ersten
Schuljahre bieten entweder einen
Raum, in dem die Differenz zwischen
der engen Gemeinschaft und der weiten
Gesellschaft anschaulich und praktisch
wird, oder sie versagen. Solches Versa-
gen ist nicht einfach zu bemerken. Es
hat mit der Ausbildung nicht unmittel-
bar zu tun, bei der es um die Übertra-
gung von Kenntnissen,Urteilsvermögen
und wirksamen Praktiken geht.Ausbil-
dung kann in einer sehr eng gefassten
Bekenntnisgemeinschaft mit achtbaren
Ergebnissen erfolgen, besonders wenn –
wie es auch in der Familie möglich ist –
Toleranz wenigstens abstrakt vermittelt
wird. Diese Art von Einrichtungen ist
ihrerseits tolerierbar und wird auch von
den Gesetzen zugelassen. Sie können
aber nur funktionieren, wenn die Hin-
wendung zu dem entsprechenden Be-
kenntnis nicht aufgezwungen wird. Da
bei weitem nicht alle Familien ein Be-
kenntnis derart ausleben, dass die Wahl
einer katholischen, einer antroposophi-
schen oder muslimischen Schule sich
von selbst versteht, hat sich das öffent-
liche Schulwesen in Richtung eines sä-
kularen Schulwesens entwickeln müs-
sen.

Gegen diese Entwicklung gehen die
Konservativen jetzt vor. Damit wird aus
der öffentlichen Schule eine Bekennt-
nisschule, die eine staatlich definierte
Leitkultur zu vermitteln hat. Und weil

diese leitkulturelle Bekenntnisschule
nicht mehr auf dem eingeübten und aus-
geübten gleichen Bekenntnis der Fami-
lien beruht, kommt der so bestimmten
Schule zu, Bekenntnisinhalte gegen
Widerstand einzuschärfen.

Der Rückbau der Schule zur Be-
kenntnisschule muss, wie gesagt, kei-
neswegs sofort zu Rückschlägen bei den
messbaren Bildungsergebnissen füh-
ren. Die Schwierigkeiten entstehen im
Großen. Im gesellschaftlichen Gesche-
hen des Generationswechsels wird
Überlegenheit einer durch staatliche
Verordnungen konkretisierten Lebens-

weise vermittelt.Die Grundstruktur der
Toleranz, die für das Zusammenleben
im gesellschaftlichem Raum unabding-
bar ist, wird geschwächt. Eine Tendenz
zur Gleichschaltung wird gestärkt.

In den Protesten, die das Maßnahme-
paket der Bayerischen Staatsregierung
ausgelöst hat, sind verschiedene An-
satzpunkt genannt, um der Entwick-
lung wirksam entgegenzutreten. Aller-
dings fehlt spürbar eine Kritik der von
der CSU verfolgten Konzeption,obwohl
die sozialwissenschaftlichen Grundla-
gen dafür in einer Vielzahl von Unter-
suchungen ausgebreitet sind. maf

www.verdi-bayern.de „… ver.di spricht sich klar ge-

gen Gewalt aus und weist darauf hin, dass Gewalt an

Schulen kein Problem ist, das primär mit der Staatsan-

gehörigkeit zusammenhängt. Vielmehr sind soziale

Unterschiede und verweigerter Respekt – auch gegen-

über der Situation von Jugendlichen – Auslöser für Ge-

walt. ver.di fordert deshalb eine Umgestaltung der ge-

planten Maßnahmen: 

1. Deutschtest für ausländische Kinder: Wenn dieser

Test eingeführt wird, sollte dies für alle Kinder der Fall

sein, um frühzeitig auf Sprachdefizite reagieren zu kön-

nen. 

2. Sprachunterricht im letzten Kindergartenjahr: Kinder

müssen gefördert werden, um bei Einschulung über ei-

nen annähernd gleichen Grundwortschatz zu verfügen.

Deshalb können ihre Sprachkenntnisse mit bis zu 160

Stunden unterstützt werden. 

3. Betreuung durch Förderschulen bei mangelnden

Sprachkenntnissen: Förderschulen haben den Auftrag,

besonderen Handikaps durch spezielle Förderung zu be-

gegnen; sie sind nicht geeignet, um Sprachdefizite aus-

zugleichen. Stattdessen ist im Rahmen der ersten Klas-

se eine spezielle Sprachförderung einzuführen. 

4. Bestrafung von „Integrationsverweigerern“: Eine

Extraregelung für ausländische Mitbürger lehnt ver.di

ab. Stattdessen sind – wenn überhaupt – Regeln der

allgemeinen Schulpflicht zu bemühen. 

5. Vorzeitiger Schulausschluss von notorischen Störern:

Mit dieser Regelung gibt der Ministerpräsident einen

Teil der jungen Generation auf und schafft Problemfäl-

le in der Zukunft. Er löst damit das Problem auf Kosten

der nächsten Generation, statt den jungen Menschen

einen Weg in unsere Gesellschaft zu weisen.“ 

www.bay-staedtetag.de: „Der verabschiedete Ge-

setzentwurf entpuppt sich bei näherem Hinsehen als

Spargesetz zulasten der Kommunen als Träger der Ju-

gendhilfe. Ihnen werden künftig die ausgeschlossenen

Schüler kurzerhand vor die Tür gesetzt. Der Staat ist

auch nicht bereit, die prognostizierten Kosten von

516.000 Euro pro Jahr zu übernehmen. Schaidinger:

‚Viele Städte bezahlen bereits auf eigene Rechnung So-

zialpädagogen an den Schulen, um die Probleme im Vor-

feld in den Griff zu bekommen. Zum Dank dafür ent-

zieht sich der Freistaat jetzt voll seiner Verantwortung

für die Problemschüler‘. 

Die Städte fordern den Freistaat Bayern auf, statt der

angestrebten Sparlösung mehr Sozialpädagogen und

Psychologen an Schulen einzustellen und zusätzliche

eigene Beschulungsmaßnahmen und -konzepte für

nachhaltig störende Kinder und Jugendliche vorzuse-

hen.“

www.bayern.awo.de: „Der Landesvorsitzende der Ar-

beitwohlfahrt in Bayern, Thomas Beyer, rechnet der

Staatsregierung vor, dass bisher zuwenig unternommen

wurde, um die Chancen für ausländische Mitbürger auf

eine Integration zu verbessern  … Im Zuwanderungs-

gesetz wird ein Angebot von 600 Stunden Sprachkurs

und 30 Stunden Staatsbürgerkunde in erster Linie für

Neuzuwanderer vorgehalten. Neuzuwanderer gibt es

aber in Bayern kaum noch. Grund: Die Voraussetzun-

gen für Zuwanderung treffen nur noch eine kleine Ziel-

gruppe. ,Wenn wir wollen, dass in unserer Gesellschaft

verschiedene Kulturen friedlich zusammen leben, müs-

sen wir geeignete Maßnahmen zur Integration einleiten

in Erziehung, Bildung und auf dem Arbeitsmarkt. Wir

brauchen mehr Ganztagesschulen und mehr Schulsozi-

alarbeit‘…“

www.lsv-by.de: „… Die Landesschülervertretung

(LSV) Bayern über die Deutschpflicht: Laut Regierung

sollen vor allem Sprachprobleme unter SchülerInnen mit

Migrationshintergrund die Hauptursache für Gewalt an

Schulen sein. … ,Das ist ungerecht und nur ein Mittel,

die wirklichen Probleme zu vertuschen. Denn im Grun-

de fehlt den Schülern an Hauptschulen doch die Moti-

vation, sich zu integrieren, wenn ihnen von vorneherein

beruflich und in der Gesellschaft nur wenige Perspek-

tiven eingeräumt werden“. 

www.gruene-fraktion-bayern.de: „Als hanebüchen

bezeichnete Simone Tolleden Beschluss der Staatsre-

gierung, ab dem kommenden Schuljahr Kinder ohne aus-

reichende Deutschkenntnisse nicht mehr die Regel-

schule besuchen zu lassen: ,Weder die Kindergärten

noch die Förderschulen sind fachlich überhaupt darauf

vorbereitet, die Sprachdefizite aufzufangen. Hier wer-

den Kinder frühzeitig ausselektiert, ohne ihnen über-

haupt eine echte Chance zu geben, die notwendigen

Deutschkenntnisse für einen erfolgreichen Schulbesuch

zu erwerben.‘ …  ,Anstatt nach den vielen Ankündi-

gungen endlich ein pädagogisch überzeugendes Kon-

zept für eine bessere Sprachförderung vorzulegen, setzt

die Staatsregierung auf Härte, Ausgrenzung und Selek-

tion. Auf der Strecke bleibt eine echte Stärkung der früh-

kindlichen Bildung vom ersten Kindergartenjahr an, auf

die wir seit der PISA-Studie vergeblich warten.‘„ 

www.bayernspd-landtag.de: „Wie glaubwürdig ist

Stoiber? Gibt es mehr Geld für Sprachlernklassen?…

Einige von Stoibers Vorschlägen hält Pfaffmann auch

schlicht für gefährlich: Das Zusammenfassen von Kin-

dern mit Migrationshintergrund in Sonderschulen be-

deute Ghettoisierung und das sei das genaue Gegen-

teil von Integration. In jedem Fall müssten die oben ge-

nannten Punkte als eine wichtige gesellschaftliche Auf-

gabe im Parlament beraten werden …“
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Schikanen gegen Nazigegner

waren und sind rechtswidrig!

Landgericht
Stuttgart: Anti-
Nazi-Symbole
sind erlaubt!
Als einen Erfolg der Vernunft be-
zeichnete die Vereinigung der
Verfolgten des Naziregimes die
jüngste Entscheidung des Land-
gerichts Stuttgart zur Affäre um
durchgestrichene oder zerbro-
chene Hakenkreuze. 

Bei einem Infostand der VVN-Bund der
Antifaschisten am 21.Januar in Schorn-
dorf wurden Flugblätter, Broschüren
und Anstecker beschlagnahmt, weil sie
angeblich „Kennzeichen verfassungs-
widriger Organisationen“ enthalten
würden. Ein „Straftatbestand“ unter
dem die Stuttgarter Staatsanwaltschaft
kampagnenartig seit einigen Monaten
vor allem jugendliche Nazigegner, ver-
folgt, verklagt und einschüchtert.

Auf die Beschwerde der VVN – Bund
der Antifaschisten gegen die Beschlag-
nahmung hat nun die 5. Große Straf-
kammer am Landgericht Stuttgart mit
erfreulicher Klarheit reagiert: „Der Ver-
dacht einer Straftat nach S 86 a StGB
ist nicht gegeben.“ (…) „Im Hinblick auf
die vorliegend verfahrensgegenständ-
lichen Buttons und die Flugblätter (vor-
stehend Nr. 1 und 2) ist schon auf den
ersten Blick jedem unvoreingenomme-
nen Betrachter klar,dass die Bezugnah-
me auf das nationalsozialistische Kenn-
zeichen in jeweils nachdrücklich ableh-
nendem Sinne geschieht. … Auch ist
eine Gefahr,dass rechte Gruppierungen
diese Art der Darstellung benutzen
könnten, das Kennzeichen wieder –
diesmal in ihrem Sinne – in das politi-
sche Alltagsbild zu transportieren,nicht
gegeben. Es kann ausgeschlossen wer-
den,dass Verfechter der politischen Zie-
le, für die das Kennzeichen steht, es in
dieser – zerstörten – Form verwenden
würden. Gleiches gilt für die bildliche
Darstellung des Hakenkreuzes als
Schlagbügel einer Mausefalle (oben Nr.
3 a)). Schon die karikierende Darstel-
lung des Kennzeichens als – für den
durch den ,,Speck“ (d.h. die Parteien
,,DVU, NPD, REP usw.“) Verführten –
möglicherweise tödliche Falle bringt
auch für den oberflächlichen Betrach-
ter eindeutig die Warnung vor der durch
das Kennzeichen symbolisierten politi-
schen Gesinnung und damit deren deut-
liche Ablehnung zum Ausdruck. Ver-
stärkt wird dies zu einen durch die
Überschrift ,,Vorsicht Falle“,zum ande-
ren durch den zugehörigen Begleittext
der Broschüre. Darüber hinaus sind
derart karikaturistische Darstellungen

„Die Frage, die sich für uns in Köln stellt, ist, wie wir das ,Zehn-Punkte-Programm

gegen Rassismus‘ in unserer Stadt umsetzen werden.“

Städte für Menschenrechte
Am 20. und 21. März 2006 fand in Nürnberg
das Arbeitstreffen der deutschen Städte zur
Umsetzung der „Europäischen Charta für
den Schutz der Menschenrechte in der
Stadt“ und des „Zehn-Punkte-Aktionsplan
gegen Rassismus“ statt. Obwohl die Anzahl
der deutschen Städte, die eines der beiden
Projekte unterstützt, 50 übersteigt, nahmen
nur Vertreter aus ca. 10 Städten an diesem
Treffen teil.

Die Tagung zielte in erster Linie darauf
hin, Vertreter der deutschen Unter-
zeichnerstädte zu-
sammenzubringen,
um eine gemeinsa-
me Basis für Ar-
beitsmethoden und
Vorgehensweisen in
den Kommunen auf
bundesdeutscher
Ebene zu beraten
und eine effektive
Zusammenarbeit
zwischen den je-
weiligen Teilneh-
merstädten zu er-
möglichen.

Dazu wurde ein-
stimmig beschlos-
sen,ein weiteres Ar-
beitstreffen über
„Schule – Bildung
und Diskriminie-
rung“ noch in die-
sem Jahr zu organi-
sieren.

Außerdem haben
die Städte Mülheim
an der Ruhr, Nürn-
berg, Berlin und
München über ihre
Erfahrungen bei
der praktischen
Umsetzung der ent-
standenen Projekte
berichtet.

Als Beispiel sei
hier die Senatsleit-
stelle gegen Diskri-
minierung in Berlin
genannt, die eine
Finanzsumme von
1,2 Mio. Euro für
insgesamt 30 Anti-
diskriminierungs-
projekte (in den Bereichen Familie, Bil-
dung,Frauen,Migrantinnen und Behin-
derte) umfasst und unterschiedliche
Projekte finanziell unterstützt und mit
trägt.Aber auch die erfolgreiche von der
Stadt Mülheim an der Ruhr organisier-
te Konferenz gegen Diskriminierung ist
ein positives Beispiel. Sie hat unter-
schiedliche Kreise in der Stadt – wie so-

ziale Einrichtungen und Migrantenor-
ganisationen – eingebunden. So sollten
auch wir hier in Köln bei der Umsetzung
des „Zehn-Punkte-Aktionsplan gegen
Rassismus“ gemeinsam vorgehen.

Die Kommunen spielen insbesondere
bei der Bekämpfung von Rassismus und
Diskriminierung eine überaus wichtige
Schlüsselrolle.

Die in der Europäischen Charta für
Menschenrechte festgelegten Rechte,
wie das Recht auf Bildung oder das
Recht auf Arbeit, sind vielen Menschen

nicht bekannt.
Auch sind nicht

alle Menschenrech-
te gleichermaßen
durchgesetzt.

Die Frage,die sich
für uns in Köln
stellt, ist, wie wir
das „Zehn-Punkte-
Programm gegen
Rassismus“ in un-
serer Stadt umset-
zen werden. Hierzu
reichen allein die
Ratsbeschlüsse
nicht. Vielmehr
muss der Rat die be-
schlossenen und
festgelegten Pro-
gramme auch
weiterhin positiv
begleiten und tra-
gen.

Nürnberg gibt ein
gutes Beispiel für
konkrete Schritte
ab. Die Menschen-
rechtsbildung unter
den ca. 9000 Ange-
stellten der Stadt-
verwaltung ist
überaus positiv und
könnte im Rahmen
der Antidiskrimi-
nierungsarbeit der
Stadt Köln als Maß-
stab genommen
werden. Auch
könnten die Rats-
fraktionen in Zu-
sammenarbeit mit
der Verwaltung zur
Vorbeugung von

Diskriminierung am Arbeitsplatz in
städtischen Betrieben über Satzungs-
änderungen kooperieren und Antidis-
kriminierungsklauseln gemeinsam er-
arbeiten und einführen.

Özgür Demirel, in Platzjabbeck, Nr. 2,
Köln, April 2006

Die Europäische
Konferenz „Städte für die 
Menschenrechte“

Die Europäische Konferenz „Städte für
die Menschenrechte“ ist ein kommuna-
les Netzwerk, das im Oktober 1998 in
Barcelona anlässlich des 50- jährigen Ju-
biläums der „Allgemeinen Erklärung der
Menschenrechte“ ins Leben gerufen wur-
de. Grundlage für die Aktivitäten dieses
Städte-Netzwerkes ist die „Europäische
Charta für den Schutz der Menschen-
rechte in der Stadt“. Inzwischen haben
235 Städte aus 21 europäischen Ländern
dieses Dokument unterzeichnet.

Ziel der Charta ist es, diese Rechte für
alle Bürgerinnen und Bürger der Stadt,
gleich welcher Herkunft, zu verwirklichen
und die Teilhabe aller Menschen am städ-
tischen Leben zu ermöglichen.

Die „Europäische 
Städte-Koalition gegen
Rassismus“

Die Städte-Koalition ist eine Initiative der
UNESCO, die 2004 in Nürnberg gegrün-
det wurde und einen Zehn-Punkte-Ak-
tionsplan gegen Rassismus mit konkre-
ten Handlungsvorschlägen verabschie-
dete. Das Ziel ist, ein internationales
Netzwerk von Städten einzurichten, die
sich gemeinsam für einen wirkungsvollen
Kampf gegen Rassismus, Diskriminie-
rung und Fremdenfeindlichkeit einsetzen.
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Gegen die scheinbar unwiderstehliche Wel-
le der Privatisierung von Bereichen der Da-
seinsvorsorge, speziell der Energieversor-
gung, zeigen sich erste  Gegentendenzen.
Angesichts der zunehmenden Aufteilung des
Marktes auf wenige Energiemonopolisten
und den damit verbundenen Preissteigerun-
gen wird für viele Kommunen die Rückfüh-
rung der Versorgung in eigene Regie wieder
attraktiv. 

Die Stadt Ahrensburg hat im Januar,
nachdem der 1984 geschlossene Kon-
zessionsvertrag mit „Hein Gas“, jetzt
E.on Hanse, ausgelaufen war, gegen den
Willen des Konzerns vor dem Oberlan-
desgericht Schleswig das Recht erstrit-
ten, das Gasröhrennetz auf ihrem Terri-
torium samt der daran angeschlossenen
5.500 Privatkunden durch die von ihr

gegründete Gasversorgung Ahrensburg
GmbH (GAG)  für 11,5 Millionen Euro
zurückzukaufen.

Interessant ist die Übernahme des
Netzes, weil Durchleitungsgebühren
anfallen, von denen bisher der Konzern
profitiert. Durch das Gemeindeterrito-
rium wird Gas aus Hamburg ins Um-
land und zu Industriebetrieben trans-
portiert. Stadtkämmerer Kienel erwar-
tet davon für die Stadt Einnahmen, mit
denen sie bisher nicht mögliche Investi-
tionen finanzieren könnte. Ein Gutach-
ter, der die Folgen der Übernahme bis
ins Jahr 2015 kalkuliert habe, sei zum
gleichen Ergebnis gekommen. Alle
Fraktionen im Stadtrat hätten sich da-
für ausgesprochen. Ab 1. Oktober darf
Ahrensburg ihre Bürger selbst mit Gas
versorgen. Erste selbst gestellte Aufga-
be ist dabei, die Preise für die Verbrau-
cher möglichst rasch zu senken. Dazu
will man sich auch nach möglicherweise
billigeren Gaslieferanten umsehen. Die

Stadt Barmstedt z.B. bezieht jetzt 80
Prozent ihres Erdgases vom dänischen
Staatskonzern Dong. Kienel: „Dong
sitzt jetzt in Lübeck. Und natürlich
überlegen wir, auch mit diesem Unter-
nehmen Kontakt aufzunehmen.“ Die
Gewinne, die E.on Hanse mit dem Gas-
geschäft macht, will die Stadt dabei
künftig für sich nutzen und an die Ver-
braucher weitergeben.Nutzungsentgel-
te und Privatkundengeschäft zusam-
men versprechen jährlich 770.000 bis
1,4 Millionen Euro Einnahmen. Der
Bund der Energieverbraucher nannte
die Übernahme „hervorragend“. Eine
kommunale Gasversorgung sei bürger-
näher und dem Wettbewerb förderlicher
als die durch ein großes Unternehmen.
Die Vorteile müssten aber eins zu eins an
die Verbraucher weitergegeben werden.

Viele Städte bundesweit ha-
ben den Streit der Stadt Ah-
rensburg mit E.on Hanse ver-
folgt.Dort,wo Konzessionsver-
träge mit überregionalen Ener-
gielieferanten auslaufen,könn-
te das Ahrensburger Beispiel
Schule machen. Der Deutschen
Städte- und Gemeindebundes
begrüßt die Überlegungen ein-
zelner Städte und Gemeinden,
bisher privat erbrachte Leis-
tungen der örtlichen Daseins-
vorsorge zu kommunalisieren.
Bei der letzten Sitzung des Aus-
schusses für Finanzen und
Kommunalwirtschaft des
Deutschen Städte- und Ge-
meindebundes, die im März  in
Ahrensburg stattfand,sagte der
scheidende Vorsitzende Kälbe-
rer: „Abfallentsorgung und

Energieversorgung haben zentrale Be-
deutung für die Bürger und damit auch
für die Städte und Gemeinden. Deshalb
ist es wichtig, vor Ort zu prüfen, ob die-
se Aufgaben besser durch private An-
bieter oder die Städte und Gemeinden
selbst wahrgenommen werden sollen.“
Er machte deutlich, dass die Frage, ob
eine Leistung der Daseinsvorsorge von
der Kommune oder von einem privaten
Unternehmen erbracht wird, sinnvoll
nur für den Einzelfall beantwortet wer-
den kann. Es  sei aber in den Städten
und Gemeinden ein gewisser Trend der
Rückbesinnung auf die eigenständige
Aufgabenerfüllung zu erkennen. Ursu-
la Pepper, Bürgermeisterin der Stadt
Ahrensburg, wurde zur neuen Vorsit-
zenden des Gremiums gewählt.Sie wies
darauf hin, dass eine Rekommunalisie-
rung von Leistungen der Daseinsvor-
sorge dazu dienen könne, kommunale
Gestaltungsmöglichkeiten zurückzuge-
winnen. (ulj, Lokalberichte Hamburg)

Gasversorgung Ahrensburg GmbH (GAG) gegründet

Stadt Ahrensburg rekommunalisiert 
die Gasversorgung 

des Hakenkreuzes weder geeignet,einer
Wiederbelebung des Nationalsozia-
lismus, seines Gedankengutes oder gar
ehemaliger nationalsozialistischer Or-
ganisationen zu dienen, noch entfalten
sie eine Werbewirkung für diese Ziele.
Verfechter des Nationalsozialismus
würden dieses von ihnen hoch gehalte-
ne Symbol nie in dieser karikierten
Form verwenden (vgl. BGHST 25,
12811311).

Auch das von der Staatsanwaltschaft
beanstandete ,,Mülleimer-Pikto-
gramm“ (oben Nr. 3 b)) erfüllt in der
konkreten Form der Verwendung nicht
den Tatbestand des § 86 a StGB.Der Be-
gleittext der Broschüre stellt eindeutig
klar, dass durch das Piktogramm eine
nationalsozialistisches Gedankengut
ablehnende politische Gesinnung zum
Ausdruck gebracht wird, die durch das
Kennzeichen symbolisierten politi-
schen Ideen somit ,,in den Müll“ gehö-
ren sollen.“ (Geschäftsnummer: 5 Qs
17106 3 Gs 36/06 AG Schorndorf 7 Js
10686/06 StA Stuttgart)

Das Urteil stellt eine verdiente Ohr-
feige für die Staatsanwaltschaft Stutt-
gart dar. Dennoch zeigt sich die Staats-
anwaltschaft weiterhin gegen alle Ein-
flüsterungen praktischer, politischer
und rechtlicher Vernunft resistent:

Am 22. März wurde der hier zitierte
Beschluss des Landgerichts befasst.Am
28. März reichte die Staatsanwaltschaft
Stuttgart Klage gegen den Geschäfts-
führer des Nix gut Versandes in Leuten-
bach bei Winnenden ein. Der Versand
hatte T-Shirts, Aufkleber und andere
Artikel mit denselben oder ähnlichen
Aufdrucken vertrieben. Sie alle enthal-
ten eine klare Botschaft gegen Fa-
schismus und Neofaschismus. Angeb-
lich geht es ihr darum, eine oberge-
richtliche Entscheidung herbeizufüh-
ren, die sie aber spätestens mit der zi-
tierten Entscheidung des Landgerichtes
erhalten hat. (Entsprechende Entschei-
dungen höherer Gerichte liegen eben-
falls seit Jahren vor).

Das alles kann nicht anders gewertet
werden, als ein Vorwand, wider besseres
Wissen und besserer Gerichtsentschei-
dungen, weiterhin Zivilcourage gegen
Nazis zu kriminalisieren, junge Antifa-
schistinnen und Antifaschisten einzu-
schüchtern. Die Staatsanwaltschaft be-
weist dabei den Eifer ihres Herrn, der
baden-württembergischen Landesre-
gierung, die den Heidelberger Lehrer
Michael Csaszkóczy nur deshalb mit
Berufsverbot belegt, weil er sich antifa-
schistisch engagiert.

Das ganze ist ein Lehrstück für ein
obrigkeitlich ausgerichtetes staats- und
Demokratieverständnis, dem jedes En-
gagement der Bürgerinnen und Bürger
verdächtig ist, selbst dann, wenn es das
tut, was das Grundgesetz verlangt: Die
Würde und die Rechte der Menschen ge-
gen Faschismus und Rassismus zu ver-
teidigen. PM VVN BdA
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Amerikanische Städte wollen Was-
serwerke zurück kaufen.Am 10.April
fand in Berlin unter Beteiligung von
WasserInBürgerhand (Jens Loewe) eine
Pressekonferenz mit der Bürgermeiste-
rin von Urbana/Illinois, USA, (Laurel
Prussing), der Kampagnenleiterin von
Food and water watch (Victoria Ka-
plan), einem Vertreter der Wähleriniti-
ative Mülheim und Gerlinde Schermer,
SPD-Linke Berlin, statt. Laurel Prus-
sing erklärte: „Unsere Erfahrungen in
Illinois haben uns gelehrt, dass wir eine
lokale Kontrolle über die Wassersyste-
me benötigen.“ Der Besitz der Wasser-
versorgung durch einen Großkonzern
habe laut Laurel Prussing dazu geführt,
dass Wasser abgekocht werden musste
und Feuerhydranten nicht benutzt wer-
den konnten, als die Feuerwehr sie be-
nötigt hatte. Am erschreckendsten sei
aber, so die Bürgermeisterin, die starke
Beeinflussung lokaler Regierungen
durch RWE. So habe RWE Millionen
von US-Dollar investiert, um regionale

Wahlen zu beeinflussen. In der Presse-
mitteilung, die von sieben Bürgermeis-
tern und zwei gewählten Vertretern lo-
kaler Regierungen unterzeichnet wur-
de, heißt es, dass die Politiker gewählt
wurden, um den Bewohnern ihrer Ge-
meinden zu dienen. Ohne den öffent-
lichen Besitz der Wasserversorgung
seien sie daran gehindert dies zu tun, so
die Unterzeichner. Die Städte seien be-
reit, einen fairen Preis für den Kauf der
städtischen Wasserversorgung zu be-
zahlen, sagte die Bürgermeisterin wei-
ter. Auch in Berlin und Mühlheim for-
dern Bürger den Rückkauf der Wasser-
versorgung durch die Stadt.
http://de.wikinews.org  Weitere Infor-
mationen: 

www.wasser-in-buergerhand.de

Trinkwasser nicht dem Profit unter-
werfen. Essen. Der Dachverband der
Kritischen Aktionärinnen und Aktio-
näre stellte auf der diesjährigen Haupt-
versammlung des RWE-Konzerns am
13.4.2006 den Antrag, dem RWE-Vor-
stand die Entlastung zu verweigern.
Damit wandte sich der Verband dage-
gen, dass der RWE-Konzern weltweit
die Trinkwasserversorgung der Bevöl-
kerung durch Privatisierungen gefähr-
det. WASG und Die Linke.PDS unter-
stützten den von den Kritischen Aktio-
närinnen und Aktionären und der
bundesweiten Initiative „Wasser in
Bürgerhand“ organisierten Protest bei

der Hauptversammlung des RWE-Kon-
zerns vor der Gruga-Halle. Markus
Renner, Essener Ratsmitglied der
Linkspartei: „Die Wasserversorgung
darf nicht weiter Spielball von Kon-
zerninteressen sein.Ich freue mich,dass
mit Laurel Prussing, Bürgermeisterin
von Urbana im US-Staat Illinois, eine
amerikanische Kommunalpolitikerin
ihren Protest gegenüber dem RWE-
Konzern persönlich zum Ausdruck
bringt.Wir unterstützen ihre Forderung
nach Rekommunalisierung der Wasser-
versorgung.“

Der RWE-Konzern kontrolliert seit
der Übernahme von American Water
Works im Jahre 2003 die Wasserversor-
gung von 29 US-Bundesstaaten und
drei kanadischen Provinzen mit insge-
samt 18 Millionen Bürgerinnen und
Bürgern. Damit stieg RWE zum dritt-
größten „Wasserkonzern“ weltweit auf.
Den RWE-Tochterunternehmen Tha-
mes-Water und American Water wird
von den Kritiker/innen vorgeworfen,

die Wasserinfrastruktur her-
unterzuwirtschaften. Es gibt
einen Rückstau bei Erhal-
tungsinvestitionen, die Was-
serpreise wurden erhöht.Ak-
tuell kämpfen Bürgerinnen
und Bürger in 29 US-Bun-
desstaaten um die Re-Kom-
munalisierung ihrer Wasser-

versorgung, weil die Erfahrungen mit
dem deutschen RWE-Konzern schlecht
sind.

www.pds-nrw.de

Bürgerbegehren gegen die Privati-
sierung des Abwasserbetriebs.
FÜRTH. Mehr als 10.000 Unterschriften
hat das Fürther Wasserbündnis in nur
zehn Tagen für das Bürgerbegehren ge-
gen die Privatisierung der Abwasser-
wirtschaft gesammelt (4.100 Unter-
schriften hätten gereicht). Der Stadtrat
muss nun am 3. Mai über den Antrag
abstimmen. „Der Oberbürgermeister
hat uns zu Verhandlungen eingeladen
und bekräftigt, dass er angesichts der
überwältigenden Stimmenzahl an ei-
ner einvernehmlichen Lösung interes-
siert ist. Damit haben wir gute Chan-
cen, dass sich das Bürgerbegehren am
3. Mai erledigt hat,“ erklären Peter A.
Lefrank und Günther Zeuner vom Was-
serbündnis Fürth. „Wir haben dazu
mehr als eineinhalb Jahre benötigt und
haben uns aus einer kleinen, aber viru-
lenten Keimzelle, die aus dem Ortsver-
ein von Verdi und attac, dem Personal-
rat der Stadt und den Beschäftigten des
Abwasserbetriebes sowie dem BUND
Naturschutz bestand, zu einer ernst zu
nehmenden,flächendeckenden Organi-
sation entwickelt mit vielen weiteren
Mitgliedern und unterstützenden
Gruppierungen – vom Mieterverein und
dem Fürther Sozialforum bis hin zum

Haus- und Grundbesitzerver-
ein.“

www.wasserbuendnis.fuerth.org

Für eine starke öffentliche Wasser-
versorgung. BERLIN Anlässlich des
Tags des Wassers und parallel zum 4.
Weltwasserforum in Mexiko zogen
deutsche Nichtregierungsorganisatio-
nen eine Bilanz zur Wasserpolitik. Die
Entwicklungsorganisationen Brot für
die Welt und WEED, der Umweltver-
band GRÜNE LIGA, der Verband kom-
munaler Unternehmen (VKU), die Ge-
werkschaft ver.di und das deutschland-
weite Bündnis WasserInBürgerhand!
(WIB) sprachen sich gemeinsam für
eine starke kommunale Wasserwirt-
schaft aus.

Eine neue EU-Richtlinie zum Grund-
wasserschutz wird derzeit in Brüssel
verhandelt. Das Europäische Parla-
ment berät momentan über einen Be-
schluss des Umweltministerrats, der
auf breite Ablehnung sowohl bei den
deutschen Umweltverbänden als auch
bei der Wasserwirtschaft stößt.Europa-
weit einheitliche Grenzwerte für
Schadstoffe sind bereits nicht mehr zu
erwarten.Selbst der auch für die Trink-
wasserversorgung relevante Nitrat-
Grenzwert von 50 Milligramm pro Li-
ter steht auf der Kippe. „Ressourcen-
schutz ist vorbeugender Umwelt- und
Verbraucherschutz“, betonte Michael
Bender von der GRÜNEN LIGA. Die
EU-Kommission verfolgt mehr oder
weniger intransparent, aber uneinge-
schränkt, ihr Ziel, die Wasserwirtschaft
zu liberalisieren. „Da sind die Beteue-
rungen, dass die Dienstleistungsricht-
linie selbst weder zur Liberalisierung,
noch zur Privatisierung führen soll, an-
gesichts der tatsächlichen Entwick-
lungstendenzen des Binnenmarktes
ziemlich unglaubwürdig,“ schätzt Ma-
thias Ladstätter von ver.di ein. Dienste
der Wasserversorgung und der Wasser-
lieferung sowie Dienste der Abwasser-
beseitigung seien zwar aus dem Gel-
tungsbereich des Art.16  „Freizügigkeit
der Dienstleistungen“ ausgenommen,
aber IT-Bereich,Wartung und Instand-
haltung von Rohrleitungen, Dienstleis-
tungen im Zählerwesen und Abrech-
nung könnten unmittelbar Elemente
der Liberalisierung werden.

Hans-Werner Krüger von WIB stellte
den sinnvollen lokalen Widerstand ge-
gen den laufenden Ausverkauf von Bür-
gervermögen dar und erläutert,dass die
von vielen Seiten favorisierten „öffent-
lich-privaten Partnerschaften“ die Fi-
nanzkrise der öffentlichen Hände nicht
lösen, sondern vertiefen. WIB forderte
darüber hinaus, die politische Verant-
wortung für den Umgang mit öffentli-
chem und damit Bürgereigentum ern-
ster zu nehmen. www.vku.de

Kommunale Politik
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Gegen die geplante Vernichtung von 8.500
Arbeitsplätzen protestierten 28 Daimler-
Chrysler Beschäftigte vor und in der Haupt-
versammlung am 12. April in Berlin. Ihr Mot-
to „Solidarität statt Konkurrenz“ hatten sich
die Arbeiter aus Argentinien, Brasilien, Süd-
afrika, den USA und Deutschland auf rote T-
Shirts gedruckt. 

Die Kritischen AktionärInnen Daimler
Chrysler (KADC) zeigten Hilmar Kop-
per in der Hauptversammlung die Rote

Karte, verlangten mit dem Aktions-
bündnis landmine.de den Ausstieg aus
der Streumunition, forderten von Die-
ter Zetsche einen Erdgasantrieb für jede
Baureihe der Daimler-PKW-Marken
und stellten eine Gegenkandidatin für
die Wahl zum Aufsichtsrat.

„Hilmar Kopper ist neben Dieter Zet-
sche für Qualitätsminderung und Ar-
beitsplatzvernichtung bei Mercedes,für
die Milliardenverschwendung bei Mit-
subishi und für die Beteiligung an

ethisch verwerflichen Rüs-
tungsprojekten wie der völ-
kerrechtswidrigen Streu-
munition verantwortlich.
Darum muss er sofort zu-
rücktreten!“ fordert KADC-
Sprecher Alexander Dauen-
steiner. Die DaimlerChrys-
ler-Beteiligungsgesellschaft
EADS ist nach wie vor an ei-
ner Reihe von Unternehmen
beteiligt, die Streumunition
(„Submunitionen“) und
dazu gehörende Verlegesys-
teme („Dispenser“ und „Ar-
tillerieraketen“) entwickeln

Am 30.3. hat die CDU mit ihrer 45:43 Mehr-
heit im Thüringer Landtag zwei Gesetzent-
würfe von SPD- und Linksfraktion abgelehnt,
durch die verhindert werden sollte, dass Fir-
men Aufträge aus öffentlicher Hand bekom-
men, die Lohndumping betreiben.

Hier zunächst ein aktueller Bericht aus
Erfurt von unserem Kollegen Rolf Dü-
ber, DGB-Gewerkschaftssekretär: „Ta-
riftreue-, Mindestlohn und Vergabege-
setz seien ‚Antworten von vorgestern‘,
sagte der wirtschaftspolitische Spre-
cher der CDU-Fraktion Thomas Kret-
schmer mit Verweis auf eine CDU-Ent-
schließung. Am gleichen Tag demon-
strierten vor dem Landtag rund 1.300
Menschen für faire Arbeitsbedingun-
gen, für die Tarifforderung von ver.di
und für das Tariftreue-, Mindestlohn
und Vergabegesetz. Damit haben sich
deutlich mehr Menschen beteiligt, als
die Organisatoren erwartet hatten. Be-
sondere Kritik gab es an Ministerpräsi-
dent Dieter Althaus (‚Danke Dieter!‘),
der mit 42 Wochenstunden und dem
Austritt aus dem Flächentarifvertrag
gedroht hatte. Heftig wurde der CDU-
Landtagsbeschluss kritisiert,dass wäh-

rend der Fußball-WM der Ladenschluss
ausgesetzt werden soll. Der Beschluss
(in Thüringen findet kein WM-Spiel
statt!) geht einseitig zu Lasten der klei-
nen Handelsbetriebe, wie der Verkäufe-
rInnen und deren Familien. Billiglohn
und Lohndumping bei öffentlichen Ver-
gaben gibt es auch im Gebäudereini-
gerhandwerk, darauf machte die Ge-
werkschaft BAU mit ihrer Tarifaktion
‚Sauberkeit hat ihren Preis‘ aufmerk-
sam.Schon seit dem Tag zuvor hatte eine
Mahnwache der BI gegen Billiglohn am
Landtag für faire Bedingungen, für ein
Vergabegesetz stattgefunden.

Gewerkschaftsübergreifend wurde
gemeinsam mit dem ‚Erfurter Bündnis
für soziale Gerechtigkeit’und der ‚BI ge-
gen Billiglohn für Gleichbehandlung’
deutlich, dass die CDU mit ihrer Politik
nicht willkommen ist. Es reicht nicht
aus, sich im Landtag verbal eindeutig
gegen Lohndumping und ruinösen
Wettbewerb auszusprechen und dann
den Worten keine Taten folgen zu lassen.
Mit der tatenlosen Billigung von Lohn-
dumping folgt die CDU den Vertrete-
rInnen der Wirtschaft, die immer noch
Schmutzkonkurrenz auf dem Rücken

Thüringer Landtag:

CDU-Mehrheit lehnte Tariftreue-, Mindestlohn-
und Vergabegesetz ab

Daimler-Chriyler Hauptversammlung

Beschäftigte protestieren gegen den geplanten
Abbau von 8.500 Arbeitsplätzen

Aus einem HV-Antrag der Kritischen Aktionäre:

Trotz der wiederholten Aufforderungen der Kritischen Ak-
tionärInnen DaimlerChrysler (KADC, www.kritischeaktio-
naere.de und www.juergengraesslin.com) hat der Vor-
stand auch im Geschäftsjahr 2005 versäumt, die Antei-
le am europäischen Rüstungsriesen European Aeronau-
tic Defence and Space Company (EADS N.V.) abzusto-
ßen oder die Umstellung auf eine rein zivile Fertigung
(Rüstungskonversion) in die Wege zu leiten. Dabei ist
Daimler/EADS neben der Produktion von Kampfbombern,
Militärhubschraubern und Trägersystemen für Atomwaf-
fen über Beteiligungen auch in die Produktion von Streu-
bomben, Streumunition bzw. Streumunitionswerfern in-
volviert. 

ver.di: „Demonstration der 
Solidarität
Hamburg. Rund 1500 Menschen beteiligten
sich  an der „Demonstration der Solidarität“,
zu der ver.di die „Hamburger Bürgerinnen
und Bürger“ für den 18.4. aufgerufen haben,
nicht nur wegen des Aprilwetters weniger als
erwartet. Streikende berichteten, dass die
Situation in den Behörden mit der Dauer des
Streiks immer schwieriger wird, nur ein har-
ter Kern sich noch aktiv am Streik beteiligt
und dass ohne die Schulhausmeister, die
sich zugleich gegen drohende Privatisierung
wehren, die Resonanz auf die Aufrufe zu den
vielfältigen Aktionen, die nach wie vor statt-
finden, deutlich schwächer ausfiele.

IG Metall: „Der Countdown läuft“ 
Entgegen anderslautender Ankündi-
gungen machten die Arbeitgeber auch
in der sechsten Verhandlungsrunde in
Nordrhein-Westfalen am 18. April 2006
kein neues Angebot. IG Metall-Bezirks-
leiter Detlef Wetzel sagte, das Scheitern
der Verhandlungen sei „wahrschein-
licher geworden“. In den meisten übri-
gen Tarifgebieten wird im Lauf der Wo-
che verhandelt   

Die Warnstreiks gewinnen wieder an
Stärke. Schwerpunkte heute (19.4. PB)
sind der Norden und der Süden: Am
„Aktionstag Küste“ werden sich vor-
aussichtlich die Belegschaften von über
125 Betrieben beteiligen, um Druck für
die dort morgen stattfindenden Ver-
handlungen zu machen.

Zweiter Schwerpunkt ist Bayern, wo
heute verhandelt wird und Warnstreiks
in über 40 Betrieben stattfinden.Weite-
re Warnstreiks und Aktionen gibt es in
Berlin-Brandenburg-Sachsen, Hessen,
Rheinland-Pfalz, Thüringen und
Niedersachsen.

www.igmetall.de
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VDA interessiert sich für alternative
Kraftstoffe. FAZ, Mo., 27.3.06. B.
Gottschalk,Präsident des Verbandes der
Automobilindustrie,begrüßt die Vorstö-
ße der Hersteller alternativer Verbren-
nungsmotoren. Auf der Automobilmes-
se in Leipzig boten verschiedene Firmen
Autos an,die mit Kraftstoffen auf Pflan-
zenbasis und mit Erd- und Biogas fah-
ren. Mit der Beimischung biogener
Kraftstoffe käme die Automobilindus-
trie ihrer Selbstverpflichtung näher,
den Ausstoß von Kohlendioxyd spürbar
zu vermindern. Deshalb schlägt Gott-
schalk eine Beimischung von 10 Prozent
statt der von der EU vorgeschriebenen
5,75 Prozent vor. „Was jetzt noch fehlt,
ist die politische Botschaft für regene-
rative Kraftstoffe …“ mahnt er die steu-
erliche Förderung wie bei Erdgas an.

Elektrizitätswirtschaft kündigt Preis-
erhöhungen an. FAZ, Sa. 15.4.06. „Die
geplante massive Verknappung der
Kohlendioxyd-Zertifikate für die
Stromwirtschaft wird Einfluss auf die
künftigen Strompreise haben,“ sagte
der Hauptgeschäftsführer des Verban-
des der Elektrizitätswirtschaft
(VDEW), E. Meller. Die von der Bundes-
regierung geplante Verringerung der
Emissionsrechte könne nicht als Recht-
fertigung für Strompreiserhöhungen
herhalten, so Bundeswirtschaftsminis-
ter M. Glos.

Deutsche Zigarettenbranche gerät un-
ter Druck. HB, Sa. 15.4.06. Der Haupt-
geschäftsführer des Verbandes der Ci-
garettenindustrie (VDC),W. Hainer, be-
fürchtet, zahlreiche Zigarettenkonsu-
menten könnten auf Schmugglerware
umsteigen. Grund dafür ist ein Urteil
des Europäischen Gerichtshofes, wo-
nach preisgünstigere Steckzigaretten
„Sticks“ steuerlich künftig wie Fabrik-
zigaretten behandelt werden müssen.
Sie würden sich damit um mehr als die
Hälfte verteuern und sollen deshalb
nicht mehr hergestellt werden. Ver-
schiedene Hersteller kündigen Entlas-
sungen an. Der Markt an Zigaretten ist
weiterhin rückläufig, der Absatzrück-
gang wird durch die mehrfachen Steu-
ererhöhungen erklärt. Die Beschäftig-
tenzahl sank von 10300 im Jahr 2002 auf
ca. 8500 Ende 2005.

BDI lehnt Gesundheitsfonds ab. BDI-
Präsident J. Thumann lehnt die Regie-
rungspläne für zusätzliche Steuern, die
in einen Fonds zur  Finanzierung der
Krankenversicherung eingezahlt wer-
den sollen, ab. Er fordert mehr Wettbe-
werb im System bei der Umstrukturie-
rung des Gesundheitswesens, keinen
„Gesundheitssoli“. Er fürchtet, dass die
Steuerlast höher ausfallen werde als die
Senkung der Lohnnebenkosten,obwohl
die Regierungspläne keine stärkere Be-
lastung der Arbeitgeber vorsehen.

Presseauswertung: rst

Wirtschafts-

presse
bzw. diese anbieten. Zu diesen Unter-
nehmen gehören u.a.MBDA,Diehl BGT,
TDW,TDA Armaments und die RTG Eu-
romunition. „Sowohl DaimlerChrysler
als auch EADS haben den United Na-
tions Global Compact unterzeichnet
und sich damit zum Schutz der Men-
schenrechte verpflichtet. Deswegen
müssen diese Unternehmen und auch
ihre Tochterfirmen sämtliche Ge-
schäftstätigkeit in Bezug auf geächtete
Waffen wie Landminen und Streumuni-
tion sofort einstellen“, fordert Thomas
Küchenmeister, Direktor des Aktions-
bündnisses Landmine.de. KADC-Spre-
cherin Beate Winkler-Pedernera ver-
langt von der Konzernleitung „den so-
fortigen Stopp der Arbeitsplatzvernich-

tung zugunsten einer gerechten Ar-
beitszeitverteilung innerhalb der vor-
handen Belegschaft.Mit immer weniger
Mitarbeitern, von denen immer mehr
Leistungen herausgepresst wird, lässt
sich keine Qualitätsoffensive starten.“
Für Walter Souza, Koordinator der Fa-
brikkommission bei DaimlerChrysler
im Werk Sao Bernado SP in Brasilien,
Teilnehmer der in Berlin tagenden
internationalen Konferenz ,Solidarität
statt Konkurrenz‘, „ist es sehr wichtig,
dass wir uns mit Arbeitnehmervertre-
tungen von DC Werken aus anderen
Ländern austauschen und vernetzen.
Nur so können wir es verhindern, dass
die Konzernleitung uns gegeneinander
ausspielt.“www.kritischeaktionaere.de

der ArbeitnehmerInnen als legales
Mittel zur Steigerung ihrer Gewinne
ansehen. Statt sich den Erkenntnissen
anderer Bundesländer anzuschließen,
in denen es Tariftreue- und Vergabege-
setze für öffentliche Aufträge gibt, geht
die CDU-Thüringen einen Sonderweg
und setzt sich weiterhin für Billiglohn
ein, mit dieser Politik ist die CDU von
vorvorgestern.“

In Thüringen werden die bundesweit
niedrigsten Löhne gezahlt. So sind im
Friseurhandwerk und im Wach- und Si-
cherheitsgewerbe Löhne zwischen 3,81
und 4,32 Euro nicht die Ausnahme, son-
dern die Regel.

Der Entwurf der SPD-Fraktion zu ei-
nem „Thüringer Gesetz über die Verga-
be von Aufträgen der öffentlichen Hand
an das Bau- und Dienstleistungsgewer-
be (Thüringer Vergabegesetz)“ sah vor,
dass Unternehmen öffentliche Aufträge
nur dann bekommen,wenn sie Tariflöh-
ne zahlen, sie sich also „tariftreu“ ver-
halten.Bei Verstößen sollte der Auftrag-
geber das Recht haben, den Vertrag zu
kündigen. Als mögliche Strafe sah der
Entwurf bis zu zehn Prozent der Auf-
tragssumme vor. Außerdem sollte sich
die Firma für zwei Jahre nicht mehr an
Ausschreibungen beteiligen dürfen.

Weiter ging der Entwurf der Links-
partei.PDS zu einem „Thüringer Gesetz
zur Vergabe von öffentlichen Aufträgen
(Thüringer Vergabegesetz)“.Er beinhal-

tete zusätzlich soziale Vergabekriterien,
z.B. sollte berücksichtigt werden,ob der
Betrieb Behinderten eine Chance gibt,
ob das Unternehmen ausbildet oder
Frauen besonders fördert. Als eigen-
ständiges Merkmal kombinierte der
Entwurf die Pflicht zur Zahlung von Ta-
riflohn, mindestens aber 1.500 Euro
Bruttomonatslohn. Damit wäre erst-
mals ein Mindestlohn auf Landesebene
festgeschrieben gewesen.

Die aktuelle Beschlusslage des DGB
Thüringen fordert die bundesweite Ein-
führung eines gesetzlichen Mindestloh-
nes in Höhe von 8,67 Euro/Std. bzw.
1.500 Euro/Monat.

Die CDU, die das Land seit 1999 al-
lein regiert, hält den konsequenten Voll-
zug der Thüringer Vergaberichtlinie für
ausreichend, während die Gewerk-
schaften und der DGB Thüringen die
Vergaberichtlinie als unzureichend ab-
lehnen.Die Richtlinie setze weder einen
Mindest- oder Tariflohn als Bedingung
für den Zuschlag,noch schreibe sie Kon-
trollen oder Sanktionsmöglichkeiten
vor. Aus der Sicht des DGB Thüringen
ist die Thüringer Vergaberichtlinie ein
‚zahnloser Tiger’, Billiglohn oder ruinö-
ser Wettbewerb werden nicht verhin-
dert, einen Schutz für Beschäftigte und
seriöse, tariftreue Unternehmen bietet
sie nicht.

GEGEN ARMUT & SozialKahlSchlä-
ger stoppen! http://bi-gb.de/



Zum Ausgang der Parla-
mentswahlen in Italien er-

klärt der Vorsitzende der Links-
partei.PDS, Lothar Bisky u.a.: 
(…) Im Namen der Linkspartei.PDS
begrüße ich dies und sende dem ge-
samten Wahlbündnis Unione meine
herzlichen Glückwünsche.

Meine besondere Anerkennung gilt
unseren Freunden und Genossen von
der italienischen Linken – der Partei
der kommunistischen Wiedergrün-
dung (Rifondazione comunista) und
der Partei der Italienischen Kommu-
nisten. Über ihr sehr gutes Abschnei-
den bin ich besonders erfreut, weil es
in Hinblick auf die kommende Regie-
rungsführung ein starkes Zeichen
setzt. Vor allem dem hohen Stimmen-
anteil von Rifondazione comunista, an
dem mein Freund Fausto Bertinotti
großen Anteil hat, wird es zu verdan-
ken sein, dass eine Regierung Prodi
nicht ohne weiteres ein neues Kapitel
des Neoliberalismus schreiben kann.

Die Anstrengungen und Mühen un-
serer Freunde haben sich gelohnt. Sie
nähren unsere Hoffnung, dass ein so
wichtiges Land wie Italien aus dem
(Gefangenen-)Chor marktradikaler
Politik in Europa ausschert. Heute ist
ein hoffnungsvoller Tag für Italien und
die europäische Linke.

Wir verändern das Land.
Lothar Bisky vor der Presse im Berli-
ner Karl-Liebknecht-Haus zu den Er-
gebnissen der jüngsten Sitzung des
Parteivorstandes und zur Vorbereitung
des Hallenser Parteitages: 
Schwerpunkt auf der heutigen Sitzung
des Parteivorstandes ist der Bundes-
parteitag in Halle, der am 29. und 30.
April stattfindet. Es handelt sich um
die 1.Tagung des 10. Parteitages, es ist
ein Wahlparteitag.Der Parteivorstand,
die Bundesfinanzkommission, die
Bundesschiedskommission und die
Delegierten zum Kongress der Partei
der Europäischen Linken werden neu
gewählt.

Trotz dieses Wahlmarathon werden
wir uns mit den realen Problemen der
Menschen beschäftigen und konkrete
inhaltliche Beschlüsse fassen.
■ Wir werden uns kritisch mit der Po-

litik der Großen Koalition auf
Bundesebene auseinandersetzen.

■ Wir werden eigene Vorschläge und
alternative Lösungsansätze unter-
breiten.

Das wird in dem Motto des Parteitages
deutlich: Wir verändern das Land. Für
faire Löhne, gerechte Steuern und al-
len Kindern gleiche Chancen.

Der Parteivorstand hat ein Aktions-
programm zur Beratung und Be-
schlussfassung vorgelegt, das die Auf-
gaben der Linkspartei.PDS im Jahr
2006 beschreibt. Sie dienen dem Ziel,

■ Verbesserungen in der Lebenslage
der Schwachen in der Gesellschaft
zu erreichen,

■ den politischen Einfluss der Partei
weiter zu stärken,

■ neue Mitglieder zu gewinnen,
■ die Parteiarbeit qualitativ zu ver-

bessern,
■ den Parteibildungsprozess mit der

WASG voranzubringen und 
■ die Europäische Linkspartei durch

aktive Mitgliedschaft zu stärken.
Die ganze Partei engagiert sich für die
Wahlkämpfe in den Ländern Berlin
und Mecklenburg-Vorpommern sowie
für den Kommunalwahlkampf in
Niedersachsen mit dem Ziel, den poli-
tischen Einfluss der linken Kräfte in
den Parlamenten zu stärken.

Wir verändern das Land und wir
werden uns verändern.Wir wählen,wie
Sie wissen, einen neuen Parteivor-
stand, der den Prozess der Parteineu-
bildung erfolgreich führen wird.

Der neue Vorstand trägt die Verant-
wortung, dass aus dem Zusammen-
schluss zweier linker Parteien mit
unterschiedlichen Traditionen eine
neue gesamtdeutsche linke Partei ent-
steht, die als einflussreiche Opposi-
tionskraft um Mehrheiten in der Ge-
sellschaft ringt 
■ für soziale Gerechtigkeit,
■ für eine konsequent auf zivile Kon-

fliktlösung gerichtete Außenpolitik,
■ für weitere Demokratisierung der

Gesellschaft und sozial-ökologi-
schen Umbau.

Für unsere politischen Partner bleiben
wir verlässlich. Für unsere politischen
Gegner werden wir unbequemer.

Als Parteivorsitzender möchte ich
natürlich, dass wir mit einer starken
und selbstbewussten Linkspartei in
die Parteibildung gehen. Deshalb wer-
be ich um neue Mitglieder. Ich möchte
den Trend von 2005 verstetigen,wo wir
erstmals einen leichten Mitgliederzu-
wachs verzeichnen konnten.

Ich möchte die Gelegenheit heute
nutzen, um noch einmal darauf zu ver-
weisen, was wir einbringen in die neue
linke Partei: 
■ Einen Gründungskonsens, der im

unwiderruflichen Bruch mit dem
Stalinismus als System besteht; 

■ eine moderne und zukunftsfähige
Programmatik der Linkspartei,die –
wie es in unserem Statut heißt – „die
Partei des Demokratisches Sozia-
lismus in der Bundesrepublik
Deutschland“ ist, da ist mir die in-
haltliche Bestimmung ebenso wich-
tig wie der bundesweite Anspruch! 

■ eine Politik, in der sich Widerstand
und Protest, Gestaltungsanspruch
und Gestaltungsfähigkeit und ge-
sellschaftspolitische Zielvorstellun-
gen,Visionen und Utopien vereinen.

Ich sage ganz klar: Eine Politik der so-

zialen Gerechtigkeit ist das Aufbruch-
signal für eine neue Linke – ob in Op-
position oder Regierungsverantwor-
tung.

Parallel zu unserem Parteitag wird in
Ludwigshafen der WASG-Parteitag
tagen.

Beide Parteitage werden am Vor-
abend des 1. Mai das Signal für den
Start der bundesweiten Mindestlohn-
kampagne geben. Damit lösen wir ein
Wahlversprechen ein.Wir wollen mehr
soziale Gerechtigkeit durch gesetz-
lichen Mindestlohn.Wir streiten für ei-
nen gesetzlichen Mindestlohn von
mindestens 8 Euro brutto pro Arbeits-
stunde. Er dient als Stoppzeichen ge-
gen Lohndumping und die neoliberale
Ideologie, dass ständig sinkende Löh-
ne neue Arbeitsplätze schaffen.Ein ge-
setzlicher Mindestlohn verhindert Ar-
mut trotz Arbeit und ermöglicht ein
Leben in Würde.

Böses Erwachen für grüne Traditions-
wähler. Presseerklärung der Stadtver-
ordnetenfraktion DIE LINKE.WASG 
Ein böses Erwachen wird es, nach Aus-
sage der LINKE.WASG-Römerfrak-
tion, für die traditionell grünen Wähler
in Frankfurt geben. Im Rausch der an-
stehenden Regierungsbeteiligung sind
die Grünen offensichtlich bereit, sich
von allen ehemaligen Grundsätzen zu
verabschieden.

Ökologische und soziale Fragen wür-
den unter Schwarz-Grün zur Bedeu-
tungslosigkeit verkommen. So stehe zu
erwarten,dass die Grünen der Senkung
der Gewerbesteuer, dem Ausbau des
Frankfurter Flughafens, weiteren Pri-
vatisierungen und weiteren Verschär-
fungen bei Hartz IV zustimmen wür-
den.Mit kritischem Interesse werde die
Linksfraktion auch die künftige Hal-
tung der Grünen zum Riederwaldtun-
nel, der D-Linie, der Regionaltangente
West und der Anbindung der Leuna-
Brücke an den Flughafen hinterfragen.

Die neue Linke in Europa – Speakers’
Tour in 15 Universitätsstädten: mit
Gästen aus Frankreich, Großbritan-
nien und Italien.
Ab dem 18. April 2006 findet eine Ver-
anstaltungsrundreise in 15 deutschen
Universitätsstädten statt. Unter dem
Titel „Die neue Linke in Europa“ dis-
kutieren Studierende aus Frankreich,
Großbritannien und Italien mit Mit-
gliedern der WASG, der Linkspartei
und Interessierten: Ist die Linke in Eu-
ropa im Aufbruch? Auf welche Erfolge
und Niederlagen blickt sie zurück? Und
was ist zurzeit in Frankreich los? Diese
Speakers-Tour wird unterstützt von
der Rosa-Luxemburg-Stiftung und
dem förderkreis demokratischer volks-
und hochschulbildung e.V.

Zusammenstellung: jöd
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Die rechtspopulistische Mobilisierungs-
strategie von „pro Köln“
„Bürgerbewegung „pro Köln“, Kurzbe-
zeichnung „pro Köln“, hört sich unver-
fänglich, lokalpolitisch und bürgernah
an. Dabei hat der Name zwei Höhe-
punkte, „pro Köln“ und Bürgerbewe-
gung. Als Kölnerin oder Kölner muss
man natürlich für (pro) Köln sein. Dass
man mit einem solchen Begriff lokalpa-
triotische Gefühle wecken kann, ist da-
bei beabsichtigt. Beim Begriff Bürger-
bewegung denkt man an eine Bürger-
initiative, dass es sich um eine „Bewe-
gung“ nationalistischer, neofaschisti-
scher Kräfte handelt, darauf kommt
man nicht im ersten Moment.

Ob dies viele Wählerinnen und Wäh-
ler bei den Kommunalwahlen 2004 in
Köln dazu verleitet hat, „pro Köln“ zu
wählen, kann man nicht ermitteln. „pro
Köln“ erhielt 16 531 der Stimmen (4,7
Prozent) und zog mit vier Vertretern in
den Stadtrat ein. Im Nachhinein geben
sich die einen oder anderen Wähler zu
erkennen und erklären: „Hätte ich das
gewusst …“

Sicher hat der griffige Name „pro
Köln“ Verwirrung ausgelöst, allein
wenn man bedenkt, dass ein Zweckver-
band Kölner Hotels viel früher diesen
Namen trug.

Trotzdem gibt es eine Vorgeschichte
dieser Vereinigung.Berücksichtigt man,
dass bei einer vorgezogenen Oberbür-
germeisterwahl im September 2000 ein
Kandidat von „pro Köln“ nur 0,5 Pro-
zent der Stimmen erhielt, so sind die 4,7
Prozent bei der Kommunalwahl 2004
alarmierend.

Die Vorläufer: REP und Deutsche Liga für

Volk und Heimat

Als Ende der achtziger Jahre Franz
Schönhuber die CSU verließ und die
Partei der „Republikaner“ gründete,
waren die Kommunalwahlen 1989 in
Köln für sie ein Höhepunkt. 7,4 Prozent
erhielten die „Republikaner“ in der
rheinischen Metropole. Etliche Kandi-
daten waren vorher bei der NPD gewe-
sen. Unter ihnen auch Manfred Rouhs,
der heutige Fraktionsgeschäftsführer
von „pro Köln“ im Kölner Stadtrat.
„Die Republikaner“ waren eine Samm-
lungsbewegung rassistischer, völki-
scher und faschistischer Kräfte mit so-
zialer Strategie. Bundesweit war auch
von Bedeutung,dass eine rechtsextreme
Organisation zum ersten Mal ein de-
tailliertes Kommunalwahlprogramm
vorlegte.1

29,7 Prozent aller Republikaner-
Stimmen verteilten sich auf die Alters-
gruppe 60 Jahre und älter. In der Al-
tersgruppe 45 bis 59 Jahre waren es gar
31,3 Prozent. Ältere Männer waren die

Hauptklientel der „Republikaner“.
Anfang der 90er Jahre taten sich Ris-

se im Lager der „Republikaner“ auf.
Schönhuber gefiel der platte Rassismus
seines Kölner Kreisverbandes nicht.Um
einem Rausschmiss zuvor zu kommen,
spaltete sich Manfred Rouhs mit et-
lichen weiteren REP-Mitgliedern ab
und gründete die „Deutsche Liga für
Volk und Heimat“. Höhepunkte der Ar-
beit im Stadtrat waren eine Hetzkam-
pagne gegen eine gesuchte Roma-Frau
in Form eines Steckbrief-Plakates und
ein Antrag auf Einrichtung einer Kom-
munalen Bürgerwehr. Manfred Rouhs
war und ist der Herausgeber einer
rechtsextremen Zeitung. 1994 hieß die-
se „Europa Vorn“. Dort konnte man le-
sen: „Es ist daher unverzichtbar, dass
sich rechte Aktivisten zum Selbstschutz
angemessen legal bewaffnen.“ Oder:
„Solche Gruppen wie auch mit Schuss-
waffen ausgestattete ,Antifa‘-Banden
tauchen nicht überall im Bundesgebiet
auf; dort, wo es sie gibt, kann ihnen nur
mit scharfen Schusswaffen begegnet
werden.“2

In Köln bildete sich eine breite Bewe-
gung gegen Rechtsextremismus. Viele
Jugendliche wurden aktiv.Als Neonazis

Anschläge gegen Asylbewerberheime
verübten, gingen 1992 100.000 Men-
schen auf die Straße. Die Kampagne
„Arsch huh, Zäng ussenander!“ wurde
bundesweit bekannt.3

Bei der Kommunalwahl 1994 erhielt
die „Deutsche Liga“ nur noch 2 Prozent,
scheiterte an der Fünf-Prozent-Hürde
und zog nicht mehr in den Stadtrat ein.
Trotz einer gigantischen Material-
schlacht – in einer Auflage von 300.000
Exemplaren lieferte die Deutsche
Bundespost eine Postwurfsendung aus
– war die „Deutsche Liga“ auf breiter
Ebene isoliert und als faschistische Or-
ganisation diskreditiert.4

Bei der Kommunalwahl 1999 war die
Fünf-Prozent-Klausel kurz vor der
Wahl entfallen. Zwar bekamen die „Re-
publikaner“ 1,2 Prozent der Stimmen
und einen Sitz im Rat, Manfred Rouhs
aber war am Ende: Die „Deutsche Liga“
kandidierte nur in einem Kölner Stadt-
bezirk und erhielt 0,1 Prozent der Stim-
men.

Haiders FPÖ das Vorbild für „pro Köln“

Der theoretische und praktische Kopf
von „pro Köln“, Manfred Rouhs, ver-
schwand nach der Wahlniederlage 1994
mehrere Jahre ins Kölner Umland und
versuchte sein Glück als Verleger einer
rechtsextremen Zeitung. Der Versand
und Vertrieb von rechtsextremen Bü-
chern, Filmen und CDs wurde aber kein
so rechter Erfolg.

Nach den Wahlerfolgen der DVU im
April 1998 in Sachsen-Anhalt sah
Rouhs für sich eine neue Chance und
schrieb in seiner Zeitung, die inzwi-
schen den neuen Namen „Signal“ trug:

„Die gesamte patriotische Publizistik
hat – ungeachtet bestehender Vorbehal-
te – angesichts der veränderten Situa-
tion in Deutschland jetzt die Aufgabe,
Dr. Frey und die DVU in ihren Vorhaben
zu unterstützen …“5

1999 forderte Rouhs in „Signal“,einer
„neuen politischen Theorie zum Durch-
bruch zu verhelfen“, „neue Aufklä-
rung“ einer „neue(n) intellektuellen
Aristokratie aus allen sozialen Schich-
ten des Volkes … die nicht die Teilhabe
am etablierten öffentlichen Leben an-
strebt, sondern dessen radikale Neuge-
staltung. Heute in Deutschland, Flan-
dern, Frankreich und Italien. Und mor-
gen überall, wo Menschen leben!“6

Ein Jahr später schaltete sich Rouhs
in die NPD-Verbotsdebatte ein und
meint: „Ein Verbot der NPD würde den
Prozess,der zur Schaffung einer solchen
Formation führt, eher beschleunigen …
Ein NPD-Verbot würde deshalb dem
Establishment mehr schaden als nüt-Manfred Rouhs
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zen.“7 Zu diesem Zeitpunkt vertrat
Rouhs ein elitäres „aristokratisches“
Führerkonzept. 1999 kehrte er nach
Köln zurück und übernahm den bereits
1996 gegründeten Verein „pro Köln“,
den er in der Folgezeit zu einer rechts-
populistischen kommunalen Wahlverei-
nigung ausbaute. Hintergrund waren
Haiders Wahlerfolge mit der FPÖ in Ös-
terreich. „Haider versucht, die FPÖ un-
ter dem Namen ,Die Freiheitlichen‘ zu
einer Bewegung umzuformen und sich
mit einer nationalkonservativen bis
rechtspopulistischen Politik als Re-
formpolitiker zu präsentieren.“8 Das
entsprach auch Rouhs’ Vorstellungen.
Bis heute hat „pro Köln“ enge Kontak-
te zur Wiener FPÖ. Auch die erdrutsch-
artigen Wahlerfolge der Schillpartei bei
der Wahl zur Hamburger Bürgerschaft
2001, mit 20 Prozent der Stimmen, im-
ponierten und prägten „pro Köln“. Bei
diesen Wahlerfolgen wurde nämlich of-
fensichtlich, dass auch in Metropolen
durch geschickte Hetze rechtsextreme
Politik vor Ort erfolgreich praktiziert
werden kann.In Hamburg ging die CDU
sogar eine Koalition mit der Schillpar-
tei ein.

Nachdem Manfred Rouhs NPD, Re-
publikaner und die DVU mit seiner
Gunst beglückt hatte, hat er nun einen
neuen Weg gefunden, den er beschreiten
will. Seine Zeitung „Signal“ schreibt:
„Eines aber hat das Hamburger Wahl-
ergebnis bewiesen: Die Zeit ist für eine
Veränderung reif, die Chance ist da!“9

Der Wahlerfolg von „pro Köln“ bei der

Kommunalwahl 2004

Die „Bürgerbewegung „pro Köln“ be-
gann die Vorbereitung der Kommunal-
wahl bereits mehrere Jahre vorher.
Durch Unterschriftensammlungen ge-
gen den Bau einer Moschee in vielen
Stadtbezirken baute sie nach eigenen

Angaben einen festen Datenbestand
von 13.000 Adressen auf, auch wenn im
Stadtbezirk nie eine Moschee gebaut
werden sollte. Vermutlich benutzte sie
diese Daten bei der Unterschriften-
sammlung zur Kommunalwahl.

Rouhs bemerkt in seiner Zeitung, die
inzwischen den dritten Namen „na-
tion24.de“ trägt: „,pro Köln‘ wurde
größtenteils gewählt von Menschen, die
zwei Jahre lang alle drei Monate die In-
formationsschriften der Bürgerbewe-
gung bekommen haben.“10

Da „pro Köln“ nach Angaben des Ver-
fassungsschutzberichtes11 in Köln nur
40 Mitglieder hat, kann sie nur lang-
fristig und mit konzentrierten Themen
agieren. Dabei setzt sie auf eine Mi-
schung von Themen, die ihre rechtsex-
treme Vergangenheit kaschieren sollen.
Neben der Forderung nach Abschie-
bung von Flüchtlingen wurden auch die
Themen Sauberkeit und Ordnung und
das spezielle Kölner Thema „Korrup-
tion und Filz“ in den Wahlkampf getra-
gen. So gab sie sich den Anschein einer
Saubermannpartei.

Ein zentraler Ansatzpunkt ihrer
Hetzkampagnen war und ist noch heu-
te die schlechte Unterbringung von
Flüchtlingen in Wohnheimen. Die
Flüchtlinge leben oft unter katastro-
phalen Bedingungen mit bis zu 500 Per-
sonen in einer Unterkunft. Das ist eine
Ursache für Konflikte mit der Nach-
barschaft. Der Kölner Flüchtlingsrat,
PDS und Grüne fordern eine dezentra-
le Unterbringung in kleinen Wohnein-
heiten. „pro Köln“ dagegen macht kei-
ne Lösungsvorschläge, sondern hetzt
und sucht die Zusammenarbeit mit Per-
sonen im Stadtteil oder mit „Bürgerver-
einen“, von denen sie den Eindruck hat,
sie seien in ihrem Sinne zu beeinflussen.

Eine solche erste Auseinandersetzung
gab es 2003 im Stadtteil Köln-Poll. Das
Flüchtlingsheim war in einem katastro-
phalen Zustand. Nicht nur die räum-
lichen Bedingungen waren unwürdig,
sondern die ganze Infrastruktur.Kinder
besuchten z.B. nicht die Schule. Im
Heim wohnte auch eine Familie, die
Diebstähle in großem Umfang organi-
sierte. Bekannte rechtsstehende Perso-
nen vor Ort und „pro Köln“ hetzten so-
fort gegen alle Flüchtlinge. Die Kölner
FDP stieß ins gleiche Horn, bestärkte
die rechte Hetze ungemein und machte
„pro Köln“ salonfähig. An einer De-
monstration gegen das Flüchtlingsheim
in Poll beteiligten sich ca. 500 Personen
aus dem Stadtteil. „pro Köln“ hatte et-
was Wichtiges erreicht: Zum ersten Mal
konnte sie bei einer „Bürger“-Demon-
stration mitmarschieren.

Der Kölner Flüchtlingsrat verurteilte
die Politik der Kölner FDP als „explo-
sive Mischung aus Rechts-Populismus
und Irrationalität“ und warf den Libe-
ralen vor, es sollten „ganz bewusst Ak-
zeptanzprobleme erst geschaffen wer-
den“.12 Im Stadtrat griff die PDS die

FDP frontal an: „Eines müssen Sie be-
denken: Die Leute wählen schlussend-
lich nicht die FDP, sondern immer das
Original, wenn man das tut, was die
rechtsextremen Parteien machen.“13

Ein wirksames Mittel gegen diese
Hetze war der offene Dialog vor Ort.Auf
Einladung des Rom e.V. und einer Kir-
che setzten sich Parteien, Anwohner,
Lehrer und Flüchtlinge an einen Tisch.
Im Stadtrat beschlossen Grüne, PDS
und CDU ein offenes Kinderprojekt für
Roma-Kinder. Der Konflikt beruhigte
sich. Die Lebensbedingungen für die
Flüchtlinge hatten sich verbessert.
Trotzdem hatte „pro Köln“ einen Erfolg
zu verbuchen.Im Wahlkampf plakatier-
ten sie hetzerisch: „Wer klaut muss
raus! Klaukids abschieben!“ „pro
Köln“ erhielt im Wahlbezirk Poll 9,2
Prozent der Stimmen.

Kriminalität darf man nicht totschweigen

Ein anderes Plakat, das „pro Köln“ im
Wahlkampf klebte,lautete: „Gegen Kri-
minalität, Klüngel, Korruption“. Ein
brisantes Kölner Thema, das über viele
Jahre bis heute die Kölner Kommunal-
politik beschäftigt und teilweise auch
prägt. Ehemalige Mitglieder von SPD
und CDU hatten über Jahre Beste-
chungsgelder eingestrichen, teilweise
als Parteispenden verbucht und dann
noch Spendenbescheinigungen an flei-
ßige Mitglieder verteilt. Das kann und
darf man als kriminell bezeichnen. Die-
ses Wahlkampfthema wird „pro Köln“
(hier greift wieder die Namensverbin-
dung) auch Stimmen gebracht haben,
Frust- und Proteststimmen.

Dabei hatte Manfred Rouhs noch viel
schlimmere Verbindungen zu Kriminel-
len, als SPD und CDU je hatten.

Vor den Kommunalwahlen wurde be-
kannt, dass der Dreifachmörder von
Overath, Thomas Adolf, 1994 für die
Vorläuferorganisation von „pro Köln“,
die „Deutsche Liga“, 1994 zur Kommu-
nalwahl kandidierte.Thomas Adolf war
Manfred Rouhs genauestens bekannt.
Denn Thomas Adolf hatte jahrelang als
Taxifahrer gearbeitet und das damalige
Ratsmitglied Rouhs öfter chauffiert.

Auch wenn der Mörder von Overath
einen verwirrten Eindruck macht, sein
rechtsextremer Hintergrund und seine
Gewalttätigkeit kommen nicht von un-
gefähr.

Zu diesem Zeitpunkt meinten aber die
örtlichen Medien, die Kandidatur von
„pro Köln“ „totschweigen“ zu müssen.
Rouhs alte Verbindungen zum Mörder
von Overath und in die extreme rechte
Szene insgesamt werden nicht groß the-
matisiert. Nur das Antifa-Bündnis
„Köln stellt sich quer“, die Vereinigung
der Verfolgten des Naziregimes – Bund
der Antifaschistinnen und Antifaschis-
ten (VVN-BdA) und die PDS kritisier-
ten in Flugblättern die neofaschistische
und rechtspopulistische Kandidatur
von „pro Köln“ .
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Im Nachhinein geben viele Journalis-
ten der Lokalpresse zu, dass dies ein
Fehler war. Vermutlich sogar ein ent-
scheidender. Faktisch fand mit „pro
Köln“ im öffentlichen Raum keine Aus-
einandersetzung statt. „pro Köln“
konnte ungestört und weitgehend kri-
tikfrei Hetzplakate aufhängen. Hatten
sich früher SPD und Grüne an antifa-
schistischen Bündnissen beteiligt, so
herrschte jetzt weitgehende Funkstille.
„Köln stellt sich quer“, VVN/BdA und
PDS veröffentlichten eine Broschüre
und Flugblätter gegen „pro Köln“, aber
eine breit angelegte Kampagne kam
nicht zustande.

Die undemokratische Fünf-Prozent-
Klausel war 1999 entfallen, „pro Köln“
ganz aus dem Stadtrat herauszuhalten
war eher unwahrscheinlich.Sie ist dann
aber nicht nur in den Stadtrat eingezo-
gen, sondern hat auch noch den Frak-
tionsstatus erzielt.

„pro Köln“ hetzt im Stadtrat

Das Entsetzen beim Einzug von „pro
Köln“ mit vier Mitgliedern in den
Stadtrat und in alle Bezirksvertretun-
gen war groß. 16.531 Menschen wählten
in der Millionenstadt „pro Köln“, das
waren 4,7 Prozent der Stimmen. Die
„Republikaner“ erhielten 3.099 Stim-
men (0,9 Prozent) und einen Sitz. In-
zwischen ist der Republikaner der Frak-
tion „pro Köln“ beigetreten.

Auf der ersten Sitzung des Rates der
Stadt Köln setzten die demokratischen
Parteien ein Zeichen. CDU, SPD, Grü-
ne, FDP, PDS und Kölner Bürgerbünd-
nis bringen eine gemeinsame Resolution
in den Rat ein, in der sie dazu auffor-
dern, gemeinsam gegen einen Naziauf-
marsch zu demonstrieren.

Die zwanzigjährige PDS-Ratsfrau
Özlem Demirel begründete die gemein-
same Resolution:

„Sehr geehrter Herr Oberbürgermeis-
ter!

Meine Damen und Herren!
Am 16. Oktober wollen Neonazis in

Kalk unter dem Motto ,180 Nationen in
Köln sind 179 zu viel‘ demonstrieren.
Mit unserem Resolutionsantrag wollen
wir und die unterzeichnenden Parteien
deutlich machen, dass wir den Protest
der rechtsrheinischen Bezirksvertre-
tung gegen den Naziaufmarsch unter-
stützen. Außerdem wollen wir den Köl-
nerinnen und Kölner Mut machen, die
sich am Samstag quer stellen wollen
und protestieren werden. In Köln ist
nämlich kein Platz für Neonazis und
ihre Hetzpolitik.

(Beifall bei PDS, CDU, SPD, Bündnis
90/Die Grünen, FDP, KBB und Claus
Ludwig)

… Außerdem hat sich die Polizei trotz
zahlreicher Briefe und Anrufe noch
nicht für ein Verbot des Naziaufmar-
sches ausgesprochen. Doch vielleicht
übt unsere gemeinsame Resolution hier
noch einmal deutlichen Druck aus.

Meine Damen und Herren, in Köln le-
ben Menschen aus verschiedenen Na-
tionen friedlich zusammen. Die meisten
von ihnen leben schon seit Jahren hier.
Hier haben sie ihren Lebensmittel-
punkt.

Doch solch eine Demonstration der
Neonazis mit einem solchen Motto zer-
stört das friedliche Zusammenleben al-
ler Menschen hier in Köln. Es ist jedoch
die Aufgabe aller demokratischen Kräf-
te, das friedliche Zusammenleben und
die Integration zu fördern und allen hier
lebenden Menschen Perspektiven für
eine friedliche Zukunft zu bieten.

(Beifall bei PDS und SPD)
Aus diesem Grunde werden wir einer

solchen Hetzkampagne immer wieder –
so wie hier und heute – gemeinsam ent-
gegentreten.

(Beifall bei PDS, CDU, SPD, Bündnis
90/Die Grünen und FDP)

Es ist auch eine Schande, dass ein
Ratsmitglied von ,pro Köln‘ – ich den-
ke, jeder weiß, wen ich meine -, das heu-
te in unseren Reihen sitzt, im Jahre 1999
mit einem der Veranstalter des jetzigen
Neonazi-Aufmarsches in Kalk schon
einmal zusammengearbeitet hat. Dies
verdeutlicht meiner Meinung nach er-
neut die Wichtigkeit einer gemeinsamen
Resolution.

(Beifall bei PDS, SPD und Bündnis
90/Die Grünen)

Zum Schluss möchte ich noch eines
sagen: Köln ist eine schöne Stadt. Las-
sen Sie uns gemeinsam dafür sorgen,
dass sie weiterhin schön bleibt. Lassen
Sie uns gemeinsam gegen Rassismus,
Antisemitismus und Neofaschismus
kämpfen. Denn gemeinsam sind wir
Köln.

(Beifall bei PDS, SPD und Bündnis
90/Die Grünen)“

Dieser gemeinsame Beschluss sollte
deutlich machen, dass der Stadtrat den
Rechtspopulismus von „pro Köln“ nicht
hinnehmen wird.14 Der Oberbürger-
meister verweigerte „pro Köln“ Räume
im Rathaus. Die Geschäftsordnung und
die Redezeit im Stadtrat von Köln wur-
den auch deshalb geändert, um die fa-
schistischen Hetztiraden einzuschrän-
ken. „pro Köln“ reagierte wütend und
beantragte, alle Wahlen zu Aufsichtsrä-
ten und Beiräten (über 50) geheim
durchzuführen.Das hätte nach dem üb-
lichen Verfahren mehrere Tage gedauert.
Die PDS kritisierte diesen Vorstoß und
die damit verbundene Verschwendung
von Steuergeldern. Die Verwaltung
führte dann einen Wahlparcours ein,der
die geheime Wahl in wenigen Stunden
ermöglichte. „pro Köln“ hatte sich im
Stadtrat vollständig isoliert. Trotzdem
sind die Stadtratsitzungen anders als in
der letzten Legislaturperiode. Die
rechtsextremen Hetztiraden im Stadt-
rat sind unerträglich. Mit populisti-
schen Anträgen versucht „pro Köln“
ständig, auf sich aufmerksam zu ma-
chen. Im Zusammenhang mit dem
Skandal um den Bau der Messehallen
fordert sie den Rücktritt des Oberbür-
germeisters. In etlichen Fällen über-
nimmt sie einfach Begründungszusam-
menhänge von Bündnis 90/Die Grünen,
der CDU, SPD oder gar der Linkspartei
oder schreibt Beschlüsse der Bezirks-
vertretungen ab und stellt sie erneut im
Rat. Z.B. forderte sie kürzlich die Aber-
kennung der Ehrenbürgerschaft eines
bekannten Kölner Zeitungsverlegers
und kupferte einfach die damalige Be-
gründung der Linkspartei ab,warum sie
der Ehrenbürgerschaft nicht zustim-
men könne.

„pro Köln“ stellt sehr viele Anträge,
mit denen sich der Rat weder beschäf-
tigen kann noch will. „Übergang zum
nächsten Tagesordnungspunkt“ ist
dann der Geschäftsordnungsantrag,

Zu einer von „pro Köln“ angemeldeten Demonstration durch Chorweiler und Köln-Mülheim
gegen Moscheebauten kamen auch viele NPDler aus NRW (15. März 2003).
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nach einer kurzen Erwiderung der Ver-
waltung oder eines Ratsmitgliedes. Da
stimmen dann alle demokratischen Par-
tei dafür. In einigen Fälle ist aber so ein
Beschluss unklug, weil manchmal auch
eine harte ausführliche Kritik an neo-
faschistischer Hetze nötig ist.

„pro Köln“ versucht immer wieder,
Anschluss bei der CDU zu finden. Ab
und zu gelingt das. In der Kölner Be-
zirksvertretung Kalk sollten auf Vor-
schlag der Verwaltung zwei Straßenna-
men nach zwei NS-Opfern benannt
werden. Bis auf einen Vertreter der
Union lehnte die gesamte CDU-Frak-
tion diesen Antrag ab – gemeinsam mit
den Vertretern von „pro Köln“ und der
NPD.

Ansonsten ist die kommunalpoliti-
sche Kompetenz von „pro Köln“ eher
gering. Für sie ist die Kommunalpolitik
nur ein Vehikel, Hetzkampagnen zu or-
ganisieren. Und da sind sie nicht unge-
schickt und daher gefährlich. Im Herbst
2005 entzündete sich erneut ein Kon-
flikt im nördlich gelegenen Stadtteil
Köln-Merkenich. Merkenich ist mehr
ein Dorf als ein Stadtteil, und es gibt
dort ein Flüchtlingsheim mit fast 200
Flüchtlingen. In der schlechten Unter-
kunft lebt auch eine Familie, die nicht
nur die anderen Familien schikaniert,
sondern auch im Stadtteil Menschen be-
droht. „pro Köln“ mobilisiert zu einer
Veranstaltung. Um den rechten Ratten-
fängern das Thema nicht zu überlassen,
lädt der CDU-Bezirksbürgermeister zu
einer Bürgerversammlung, zu der er
auch Fachleute aus der Stadtverwal-
tung geladen hat.

Über 500 Leute kommen in den Pfarr-
saal.Aber einem Großteil der Anwesen-
den, darunter vor allem einer Gruppe
mit schwarzen T-Shirtträgern mit wei-
ßem Aufdruck „Das Heim muss weg“,
war nicht nach Sachlichkeit und Dis-
kussion zu mute. Als die Sozialdezer-
nentin sich gegen eine Schließung des
Heimes ausspricht und auf die 3.500 in
Köln lebenden Flüchtlinge hinweist,
kommt die Stunde von Manfred Rouhs.
Unter Beifall des Publikums kann er
seinen Hass predigen.Die Veranstaltung
wird zu einer Tribüne der Rechten. Am
darauf folgenden Tag kommen zwar nur
60 Leute zur Veranstaltung von „pro
Köln“ , für die kleine Gemeinde ist das
aber ein großer Zuspruch. Über 12 Pro-
zent der Stimmen hatte „pro Köln“ vor
einem Jahr hier bekommen. Hier hat
„pro Köln“ eine Basis, die sie in Bewe-
gung gesetzt hat.

Fazit

„Das Kölner Modell ist auf jede andere
Region in Deutschland übertragbar“,
behauptete der bundesweit bekannte
Neonazi Manfred Rouhs Ende 2004 über
seine rechtspopulistischen Mobilisie-
rungsstrategie. Nach dem schwachen
Abschneiden der NPD und DVU bei der
Bundestagswahl wird dieses Konzept

im rechten Lager womöglich neu disku-
tiert. Auch die NPD im sächsischen
Landtag bastelt, im Bündnis mit der
DVU, an einem neuen Mobilisierungs-
konzept, das die parlamentarische Ver-
ankerung weiter voranbringt. Dort mag
es unter dem Ticket der NPD gehen, in
den westlichen Bundesländern ist dies
eher unwahrscheinlich und die rechts-
populistische Strategie im Stil von „pro
Köln“ erfolgversprechender.

In der Kommunalpolitik haben die
demokratischen und linken Kräfte die
Chance, die Neonazis jeder Couleur
konkret zu stellen. Man muss Protest-
aktionen organisieren,Widerstand leis-
ten und faschistische und rechtspopu-
listische Verbindungen aufdecken.Aber
das allein reicht nicht aus. Man muss
konkrete positive Vorschläge entwi-
ckeln,wie ein Konflikt,an den Nazis an-
setzen, gelöst werden kann.

Die Veränderungen beim Versamm-
lungsrecht für Naziaufmärsche15 eröff-
nen ein paar Chancen, Neonaziaufmär-
sche zu verhindern. Im Zusammenhang
von Gedenktagen und -veranstaltungen
gibt es Urteile, mit denen wir arbeiten
können.16

Wir müssen neue und moderne For-
men des Protestes gegen Rechtsextre-
mismus entwickeln.Hier sollten die Ge-
werkschaften, aber auch die Linkspar-
tei oder die Rosa-Luxemburg-Stiftung
prüfen, ob man nicht einen Ideenwett-
bewerb organisieren kann und einen
kleinen Preis vergibt.
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Hamburg: Tamm & Co.

Wo man Kritik scheut,
sollen Kritiker mund-
tot gemacht werden
Seit bekannt wurde, dass Senat und
Bürgerschaft mit enormen öffentlichen
Mitteln das private Tamm-Museum im
Kaispeicher B möglich machen,hat sich
in Hamburg eine beharrliche, gut fun-
dierte Kritik entwickelt. Im April 2005
erschien im GNN-Verlag die Broschüre
„Tamm-Tamm“,eine „Anregung zur öf-
fentlichen Diskussion über das Tamm-
Museum“, herausgegeben vom Infor-
mationskreis Rüstungsgeschäfte in
Hamburg, unterstützt von der Gewerk-
schaft Erziehung und Wissenschaft und
dem Hamburger Forum für Völkerver-
ständigung und weltweite Abrüstung.
Bald darauf bildete sich die Initiative
„Künstler informieren Politiker“ (KiP),
die die Bürgerschaftsabgeordneten mit
der Kritik konfrontierte, zur Stellung-
nahme forderte und ihre Aktionen im
Internet  dokumentierte (www.tamm-
tamm.info; siehe auch Politische Be-
richte 17/2005).

Die Broschüre, deren vierte Auflage
inzwischen fast vergriffen ist, und die
ideenreichen KiP-Aktionen sorgten da-
für,dass die Kritik sich verbreiterte und
auch in den überregionalen Medien
Widerhall fand.

Nur in Hamburg war die alles be-
herrschende Springer-Presse darauf
eingeschworen, der Kritik den Weg in
eine größere Öffentlichkeit zu verstellen
–  schließlich war Peter Tamm über 40
Jahre lang im Springer-Verlag tätig,da-
von 23 Jahre an der Spitze, u.a. als Al-
leinvorstand bzw. Vorstandsvorsitzen-
der. Die Auseinandersetzung mit der
Kritik der Sammlung verweigerten
Tamm und sein Museums-Freundes-
kreis hartnäckig.

Aber nicht nur Tamm & Co. scheuten
die Kritik. Alle Bürgerschaftsparteien
versuchen, sich hinter den selbst ge-
schaffenen Tatsachen zu verschanzen.
Sie sind bemüht, ihr verantwortungslo-
ses Handeln aus der Kritik zu halten,
wie auf der Kulturausschuss-Sitzung
überdeutlich wurde (siehe Kasten). Der
große Skandal, dass die Bürgerschaft
erstens öffentliche Gelder zu den priva-
ten Zwecken des mächtigen Herrn
Tamm ohne jede Kontrolle über die Ver-
ausgabung, konkret die Museumskon-
zeption vergab und dass sie zweitens da-
mit ein Stück (auch Hamburger) Ge-
schichtsschreibung besonders reaktio-
närer Prägung legitimiert, blieb bisher
ohne Folgen und soll nach dem Willen
aller Parteien weiter ohne Folgen blei-
ben. Dies dürfte ein Grund dafür sein,
dass auch „Hamburger Morgenpost“
und der NDR mauerten und nur die
„taz“ Hamburg und die Obdachlosen-
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zeitung „Hinz&Kunzt“ der Kritik am ge-
planten Tamm-Museum Raum gaben.

Jetzt jedoch ist der Springer-Konzern zum
Angriff übergegangen.Ohne dass es auch nur
einen einzigen Versuch des Tamm-Kreises ge-
geben hat,die Kritik etwa zu widerlegen oder
sich auch nur mit ihr auseinanderzusetzen,
geht man nun gegen die Kritiker vor.

Zunächst setzte die „Welt am Sonntag“
(9.4.) einen Artikel ab, in dem sie die RAF-
Vergangenheit von Karl-Heinz Dellwo, der
an der KiP-Aktion beteiligt ist, „enthüllte“
und so eine Linie vom Angriff der RAF auf
die deutsche Botschaft in Schweden 1975
zur Kritikbewegung am Tamm-Museum
zog. („Heute kämpft Dellwo wieder, wenn
auch in anderer Form.“) Um die Künstler-
Initiative ins Visier zu nehmen, war dem
Springer-Kampfblatt das Mittel gerade
recht, Karl-Heinz Dellwo zur Unperson zu
erklären – einen Menschen,der die gegen ihn
verhängte Strafe abgesessen, sich mit der
Tat, für die er verurteilt wurde, ausein-
andergesetzt hat und kritisch und wider-
ständig weiterlebt.

Zwei Tage später, am 11.4., starteten die
Springer-Blätter „Welt“ und „Bild“ dann
einen Doppelschlag. Beide gingen nun auf
die GEW los, zogen die Verbindung von der
RAF in Gestalt Karl-Heinz Dellwos über die
Künstler-Initiative zur GEW, die die Tamm-
Broschüre unterstützt hat, und die Bildzei-
tung gleich weiter zum GNN-Verlag, der sie
verlegt hat, und über die Person des Ham-
burger GEW-Vorsitzenden Klaus Bullan
und über meine Person dann auch zu WASG
und Linkspartei.PDS.

Der „Bild“-Artikel ist nebenstehend do-
kumentiert. Die Absicht, den Angegriffenen
größtmöglichen Schaden zuzufügen,sie ein-
zuschüchtern und zu isolieren, springt aus
jedem Satz entgegen. Wo man die Kritik

scheut, sollen die Kritiker mundtot gemacht
werden.

Das Beispiel der Tamm-Kritik zeigt, dass
Kritik, die mächtige Institutionen und Per-
sonen trifft, es sehr schwer hat,Verbreitung
zu finden. Außerhalb eines kleinen alterna-
tiven Verlagsspektrums zählen andere Inter-
essen als das Interesse, kritischen, unkon-
ventionellen Publikationen zur Öffentlich-
keit zu verhelfen. Der GNN-Verlag verlegt
ausschließlich solche Publikationen; sie
würden sonst vielleicht nicht oder nur un-
ter erheblichen – auch finanziellen – An-
strengungen der Autoren bzw. Herausgeber
veröffentlicht werden können. Aus den An-
griffen des Springer-Verlagsimperiums
spricht auch ein wütendes Gleichschal-
tungsinteresse.

Beihilfe leistet, fast schon notorisch, der
Hamburger Verfassungsschutzpräsident
Vahldieck. Wie berichtet (siehe Politische
Berichte 22/05), hatte er nach den Bundes-
tagswahlen im Zuge eines Angriffs auf die
Linkspartei, deren Hamburger Landesspre-
cherin ich damals war, u.a. mittels des Ham-
burger Abendblatts meine verlegerische Tä-
tigkeit angegriffen und in rüder Manier die
Pressefreiheit verletzt. Das Gericht wies
zwar in erster Instanz meinen Antrag auf
Unterlassung der Behauptungen zurück,
aber ohne Erklärung zur Sache und nur mit
der Begründung, dass bei Herrn Vahldieck
keine Wiederholungsgefahr bestehe. Nach-
dem ich Berufung einlegte, sagte Herr Vahl-
dieck zu, die inkriminierten Behauptungen
bis zum Ende des Rechtsstreits nicht zu
wiederholen.Ich habe daraufhin den Antrag
auf einstweilige Anordnung zurückgezogen
und Klage in der Hauptsache erhoben. Der
Rechtsstreit dauert an – von Zurückhaltung
bei Herrn Vahldieck keine Spur.

Christiane Schneider

Peter Tamm, ehemals u.a.Vorstandsvorsit-
zende des Springer-Konzerns und heute
immer noch Verleger u.a. mehrerer Mili-
tärpublikationen, hat im Laufe seines Le-
bens eine gewaltige Sammlung aus dem
Bereich der Seeschifffahrt zusammenge-
tragen, darunter zahllose Militaria. Der-
zeit ist die Sammlung, die jede kritische
Einordnung und jede Distanz zu jeder Art
Seekrieg und Kriegsmarine, gerade auch
der faschistischen, vermissen lässt, in ei-
nem privaten Gebäude an der Elbchaussee
(Bild: Tamms Vorgarten) untergebracht.
Aufgrund eines Vertrages mit der Stadt soll
sie in den ältesten Speicher Hamburg um-
siedeln. Die Stadt machte dafür per Be-
schluss der Bürgerschaft – ohne Gegen-
stimmen, die GAL enthielt sich – 30 Mio.
Euro locker und überlässt den Kaispeicher
B zudem 99 Jahre lang in kostenloser Erb-
pacht. Und zwar ohne ein Minimum an
Kontrolle über das Museum. Die bleibt bei
der Tamm-Stiftung und letztlich bei
Tamm. Im Februar sah sich der Kultur-
ausschuss der Bürgerschaft unter Vorsitz
von Willfried Maier, GAL, durch die wach-
sende Kritik veranlasst, die Museumskon-

zeption auf die Tagesordnung zu setzen.Es
war eine klägliche Veranstaltung. Die Ver-
treterin der Stiftung wollte oder konnte
über die Konzeption nichts sagen. Das
Geld ist längst geflossen, die Konzeption
kommt nicht voran, weil Tamm aufgrund
der Kritik nicht mehr so kann, wie er will,
und nicht so will,wie er könnte.Die Tamm-
Vertreterin rühmte stattdessen das groß-
artige „Geschenk“, das Herr Tamm ihrer
Meinung nach der Stadt mache. Nur eine
einzige Abgeordnete der SPD hakte mit
kritischen Fragen nach.



17. Juni. Berlin. Linkspartei.PDS: Beratung der Landesvor-
sitzenden.

3. bis 6. August. Erfurt. Linke Sommerschule mit den Kursen
Wirtschaft, Philosophie und Geschichte.

22. August. Berlin. CDU-Grundsatzkongress

1./2. September, Rostock. Ostseefriedenskonferenz.

1. bis 3. September, Berlin. Zukunftskongress der Grünen zur
porgrammatischen Neuorientierung. Thesenpapier dazu:
www.gruenerzukunftskongress.de

9. September, Zabeltitz (bei Risa). Bundestreffen der AG Be-
trieb & Gewerkschaft der Linkspartei.PDS.

10. bis 15. September. Bayern. Papst Benedikt XVI. zu Besuch
in Bayern.

7. Oktober. Berlin. Linkspartei.PDS: Beratung der Landes-
vorsitzenden.

4. November, Hannover. Bundestreffen der AG Betrieb & Ge-
werkschaft der Linkspartei.PDS.

27./28. November. Dresden. CDU-Parteitag, Wahl Vorstand.
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Jahr Monat Land
Ter-
min

Wahl-
periode

2006 Sept. Niedersachsen Kommunal 10.9. 5 Jahre

Sept. Meck.-Pomm. Landtag 17.9. 4 Jahre

Sept. Berlin Land/Kom. 17.9. 5 Jahre

2007 Frühj. Bremen Landtag 4 Jahre

Herbst Bremerhaven Kommunal 4 Jahre

2008 Frühj. Hamburg Land/Kom. 4 Jahre

Frühj. Hessen Landtag 5 Jahre

Frühj. Niedersachsen Landtag 5 Jahre

Frühj. Bayern Kommunal 6 Jahre

Frühj. Schleswig-Holstein Kommunal 5 Jahre

Herbst Bayern Landtag 5 Jahre

Herbst Brandenburg Kommunal 5 Jahre

Quellen: www.bundeswahlleiter.de, Landeswahlleiter

Vorschau auf Wahlen

29. und 30. April 2006, Halle: 10. Parteitag der Linkspar-
tei.PDS. Die 1.Tagung des 10. Parteitages wird sich mit einer
Analyse der politischen Situation unter den Bedingungen ei-
ner großen Koalition, nach den Landtagswahlen in Baden-
Württemberg, Rheinland-Pfalz und Sachsen-Anhalt sowie
nach der Kommunalwahl in Hessen befassen. Die Tagung soll
Schlussfolgerungen für die Arbeit der Linkspartei.PDS, be-
sonders für die 2006 noch bevorstehenden Wahlkämpfe zu den
Landtagswahlen in Berlin, Mecklenburg-Vorpommern und
zur Kommunalwahl in Niedersachsen,ziehen.Neben dem Par-
teivorstand werden weitere Gremien der Linkspartei.PDS ge-
wählt werden.

29./30. April, Ludwigshafen. Bundesparteitag der WASG.

29./30. April. Hamburg. „Kosten rebellieren II – Konferenz
zum Thema Prekarisierung und Migration. Näheres www.at-
tac.de/aktuell/neuigkeiten/kosten.php.

1. Mai 2006. DGB-Motto:
„Deine Würde ist unser Maß“

6. Mai. Berlin. Soziale Rechte
in Europa – Provokation für
den Neoliberalismus. 9.30 h
bis 18 h in der ver.di Bundes-
verwaltung. Veranstalter: Eu-
rop.Vereinigung von Juristin-
nen und Juristen für Demo-
kratie und Menschenrechte in
der Welt. www. ejdm.de.

7. Mai,Würzburg. Bundestref-
fen der AG Betrieb & Gewerk-
schaft der Linkspartei.PDS.

22. bis 26. Mai, Berlin: 18. Ordentlicher Bundeskongress des
DGB: „Die Würde des Menschen ist unser Maßstab“.

24. Mai. Saarbrücken. 96. Deutscher Katholikentag. Motto:
„Gerechtigkeit vor Gottes Angesicht“.

Neuer Ort für die Sommerschule
Die diesjährige Sommerschule vom 3. bis 6. August findet
in Thüringens Landeshauptstadt Erfurt statt. In der Ju-
gendherberge „Hochheimer Straße“ tagen wir, in der „JH
Klingenstraße“ übernachten wir. Beide liegen nur etwa 3
Minuten Fußweg auseinander. Adresse: JH Erfurt, Hoch-
heimer Str. 12, Klingenstraße 4, 99094 Erfurt, Tel. 0361
5626705.

Die JH ist vom Bahnhof Erfurt mit der Straßenbahn 5
bis Endstation Steigerstraße zu erreichen.Von dort sind es
noch ca. 200 m Fußweg. Autofahrer nehmen die Abfahrt
Erfurt-West,nehmen die B4 bis zum Stadtring,biegen links
in die Schillerstraße (B7) und achten dann auf die Aus-
schilderung JH.

Die Kosten für Ü/F betragen 21,50 Euro pro Person, ein
warmes Mittag-/Abendessen kostet 4,70 Euro, ein kaltes
Abendessen 4 Euro.

Da wir als Gruppe gemeldet sind (günstigere Tarife),müs-
sen wir bis Mitte Juli die genaue Anzahl von Teilnehmer
melden.

Bitte meldet euch deshalb rechtzeitig und verbindlich bis
zum 14. Juli an bei
GNN-Verlag Hamburg, Christiane Schneider, 
Tel. (0 40) 43 18 88 20, Fax (0 40) 43 18 88 21, 
eMail: gnn-hhsh@hansenet.de
Die Themen der Kurse werden wir im Mai veröffentlichen.


